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 Ganz herzlich willkommen zur Lage der Nation, Ausgabe vom 25. Juni 2006.
 Wie immer mit dabei Philipp Banzer und Ulf Burmeier.
 Herzlich willkommen zur Lage der Nation.
 17.410.742 Briten haben die Katastrophe perfekt gemacht.
 Das Vereinigte Königreich hat sich mehrheitlich dafür entschlossen aus der Europäischen Union auszutreten.
 Philipp, das Ende der Geschichte?
 Das glaube ich nicht.
 Da werden wir heute ausführlich darüber reden, inwieweit das das Ende ist oder vielleicht auch der Anfang von etwas Gutem oder eine Zwischenphase,
 die uns auf jeden Fall sehr viel Unterhaltung und Stoff für diesen Podcast geben wird.
 Ja, ganz herzlich willkommen in die erste Lage nach dem Brexit.
 Und ich fürchte, die nächsten zwei Jahren werden wir häufiger uns mit diesem Thema auseinandersetzen müssen.
 Die Aktienkurse stürzen ab.
 Ich glaube, Verlust war zweifaches Bruttoinlandsprodukt von UK in den letzten Tagen.
 Der DAX ist um 10 Prozent abgestürzt zum Handelsbeginn.
 David Cameron hat für Oktober seinen Rücktritt angekündigt.
 Das ist eine weitere Weichei-Entscheidung von Cameron, würde ich mal sagen.
 Er hat verloren. Warum tritt er eigentlich nicht sofort zurück?
 Der Grund ist einfach nur Machtvakuum bei den Tories.
 Das heißt, es gibt einfach keinen geborenen Nachfolger.
 Vielleicht wird er noch am Stuhl von Johnson sägen, dem ehemaligen Londoner Bürgermeister,
 seinem interparteilichen, parteilichen Gegner, der natürlich jetzt in den Startöchern steht, als Brexit-Befürworter.
 Ja, da muss man sich wirklich angesichts dieser Entwicklung, muss man sich nochmal ganz kurz, für zehn Sekunden vor Augen halten,
 wie ist es eigentlich dazu gekommen, nämlich wo du sagst, interparteiliche Differenzen,
 der wollte ja nur den rechten Flügel stilllegen, ruhig stellen von seiner Partei und hat gesagt,
 komm, jetzt bevor ihr mir Ärger macht, irgendwie, machen wir ein Referendum.
 Und dann ist alles gut, denn dann haben wir ja eine Mehrheit für Europa.
 Das war der Plan. Es ist nach hinten losgegangen.
 Er hat sich verzockt.
 Wie war es denn bei dir? Also ich bin ja ins Bett gegangen, wie ganz alle eigentlich irgendwie noch Fernsehen geguckt oder
 so ein bisschen Twitter gelesen und ja, ach, das passt schon.
 Auch die Buchmacher, auf die er eigentlich immer verlassen ist, war ja ganz klar. Remain, Remain, Remain.
 Und dann gehst du ins Bett und dann mach ich den Deutschlandfunk an und dann hör ich nur wie sinngemäß so,
 ja, also wenn sie jetzt gerade aufgewacht sind und dazu gekommen sind, sie schlafen nicht mehr, aber die Briten wollen raus.
 Das ja so ähnlich war es. Es ist ja extrem heiß gerade in Berlin.
 Deswegen bin ich irgendwie mal so am ganz frühen Morgen wach geworden, irgendwie 5 Uhr noch was und schielte dann so aufs iPad.
 Und da stand schon die Push-Nachricht von den New York Times.
 Die Welt schläft ja nicht. Irgendwo ist immer gerade jemand aktiv.
 Die New York Times schrieb eine Push-Notification, die Briten stehen mehrheitlich für den Brexit.
 Und da war in der Tat an Schlaf nicht mehr zu denken.
 Da war ich, also ich war erst, also ich war natürlich überrascht und dachte echt, dann habt ihr das wirklich gemacht.
 Ihr wollt wirklich raus. Wisst ihr eigentlich, was ihr da macht?
 Ich hab da ernsthafte Zweifel, dass denen wirklich klar ist.
 Lassen wir zusammenkarren, die Indizien, die dafür sprechen, dass die eigentlich gar nicht wussten, was sie da taten.
 Also das ist in der Tat wahnsinnig spannend. Der Brexit ist ja, wenn man so will, ein festes Datenjournalismus.
 Man kann nämlich wunderschön die Ergebnisse in den verschiedenen Wahlkreisen analysieren.
 Der Guardian hat das sehr schön gemacht, die Berliner Zeitung. Wir haben uns das alles mal angesehen, die Ergebnisse nach den Wahlkreisen.
 Da gibt es natürlich große Differenzen innerhalb Großbritanniens, also Regionaldifferenzen, darauf kommen wir gleich noch.
 Aber man kann das auch quasi sozio-demografisch analysieren.
 Wer denn eigentlich die Leute waren, die für den Brexit gestimmt haben?
 Das waren im Wesentlichen alte Leute und schlecht ausgebildete Leute.
 Man kann das wunderschön korrelieren. Jetzt mal etwas polemisch formuliert.
 Je dümmer, desto Brexit.
 Und auch auf dem Land. Also es gab diese Land- und Stadtdifferenz und die Land- und Stadtunterschiede.
 Provinz, schlecht ausgebildet und alt. Das waren die Leute, die raus wollten.
 Und das mit der Provinz ist wiederum auch auf eine ganz merkwürdige Weise ironisch.
 Denn die britische Landwirtschaft gehört ja zu den Hauptprofiteuren von EU-Agrarsubventionen.
 Das heißt also, die britischen Bauern sägen sich mit diesem Votum letztlich den Ast ab, auf dem sie selbst sitzen.
 Und das, denke ich, ist ein schönes Argument für deine These, Philipp.
 Das ist im Wesentlichen eine Abstimmung, von der die Leute gar nicht so recht verstanden haben, worum es geht.
 Es gibt noch ein weiteres Indiz dafür. Ars Technica hat das so wunderschön dokumentiert.
 Mit dem Brexit sind steil angestiegen die Suchanfragen auf Google, was denn eigentlich der Brexit bedeutet.
 Aus dem UK.
 Aus dem UK, das ist entscheidend.
 Genau. Also auf Google Co-UK sind also die Suchanfragen steil nach oben gegangen, was dafür spricht,
 dass sich einfach viele Menschen gar keine Gedanken gemacht haben, was da eigentlich passiert.
 Und ich denke, das ist auch unzweifelhaft, dass es wirklich, es ging nicht wesentlich primär darum,
 wollen wir jetzt wirklich aus der EU raus, es ging nicht um konkrete Richtlinien und Vorschriften,
 sondern es war wie so oft der Kristallisationspunkt für ganz viel andere Themen, Ängste,
 ja Migration und Globalisierung und sozialer Abstieg und gespaltene Gesellschaft.
 Und all diese Ängste und Befürchtungen haben sich rangehängt oder wurden rangehängt.
 Das haben sie ja nicht alleine gemacht, aber dafür haben halt Leute wie Boris Johnson und Konsorten und UKIP
 dafür gesorgt, eben diese Ängste an diese EU ran zu binden.
 Und Sie haben ja auch schon gesagt, was Sie da auf Ihrer Busse gemalt hatten,
 wie wir geben jede Woche 350 Millionen Pfund für, überweisen wir an die EU, lasst uns das ins NHS stecken,
 also in das nationale Gesundheitssystem, haben Sie jetzt auch schon zurückgerudert und gesagt,
 ja, ne doch nicht, und übrigens haben wir festgestellt, es sind auch nicht 350 Millionen,
 die wir jede Woche überweisen, sondern irgendwie nur 200 ein paar zerquetschte,
 außerdem kriegen wir natürlich auch sehr viel Geld aus der EU, also überweisen wir jede Woche nur netto irgendwas knapp 100.
 Also ich glaube, dass das ist unstrittig, dass dieser Volksentscheid eine Abstimmung über ganz, ganz viel war,
 über tausend Ängste, aber nicht wirklich zentral sich die Leute damit auseinandergesetzt haben,
 ob sie jetzt wirklich in der EU bleiben wollen.
 Ich denke, das kann man sehr deutlich sagen, wenn man überhaupt ein zentrales Thema herausgrafen will,
 das offenbar für viele Briten wahlentscheidend war oder abstimmungsentscheidend war, dann ist es die Frage nach der Immigration.
 Und da muss man ja sehr deutlich unterscheiden zwischen Immigration aus EU-Staaten und Immigration aus nicht EU-Staaten,
 denn um das ganz deutlich zu sagen, nur für EU-Staaten und ein, zwei, drei andere Staaten, kommen wir gleich noch zu,
 gilt ja überhaupt der freie Personenverkehr, das heißt also ein Austritt aus der EU,
 wenn er denn überhaupt einen Austritt aus dem freien Personenverkehr nach sich zöge, dazu gleich noch mehr,
 würde allenfalls den relativ kleinen Teil an Immigration ändern, der aus der EU stammt oder aus dem Raum des freien Personenverkehrs.
 Das Gros der Immigration nach Großbritannien aber stammt ja gerade aus nicht EU-Staaten, deutlich mehr als die Hälfte.
 Und das sind zum Beispiel häufig Menschen aus Commonwealth-Staaten, die einfach aus Traditionen ein Recht haben, nach Großbritannien zu kommen.
 Indien, Pakistan, Australien, Neuseeland zum Beispiel, Kanada spielt wahrscheinlich eine deutlich geringere Rolle.
 Und daran ändert sich überhaupt gar nichts, das heißt also Leute haben abgestimmt, ich will diese ganzen Fremden hier nicht mehr haben
 und das Ergebnis dieser Abstimmung ändert aber nichts Signifikantes an der Zuwanderung nach Großbritannien.
 Das ist also ein weiteres Beispiel für eine extrem irrationale Entscheidung.
 Genau, lass uns doch mal so ein bisschen die einzelnen Sachen durchkauen.
 Also was bedeutet das jetzt für die UK? Also da hat sich ja auch eine Menge in Bewegung gesetzt.
 Schottland hat gleich angekündigt, dass ein zweites Referendum über den Austritt aus dem Vereinigten Königreich sehr wahrscheinlich ist.
 Mit der Ankündigung verbunden "Wir wollen gern in die EU".
 So und da ist dann jetzt so ein bisschen prozedural, juristisch unklar, wie man das so genau machen könnte.
 Aber Spanien hat da auch schon gleich den Finger gehoben und gesagt, ja wie Schottland will raus und dann in die EU,
 ne da sind wir dagegen, weil Spanien natürlich keine separatistischen Abstimmungen unterstützen will
 und dann auch belohnen will mit einem EU-Eintritt.
 Stichwort Basken.
 Weil die Basken, Eta, weil die natürlich die Nächsten sind, die da die Finger heben werden.
 Genau.
 Also so einfach wird das nicht sein. Ich könnte mir gut vorstellen, dass die Schotten rausgehen aus dem Vereinigten Königreich,
 aber ob sie dann, wie sie dann in die EU reinkommen, da war auf dem Verfassungsblock auch noch ein Interview
 mit der ehemaligen Verfassungsrichterin Getrude Lübe-Wolf und die hat so ein bisschen geguckt,
 wie kriegt man denn die Schotten da rein und sie meint, wahrscheinlich führt kein Weg daran vorbei in diesen Weg über Artikel 49,
 dass sie denen gehen müssen, den kann man nicht ersparen und das ist halt diese langwierige Verhandlung
 über einen ganz normalen Eintritt in die EU, wie alle anderen Länder das auch machen müssten.
 Also einfach so Großbritannien-UK raus und dann rein in die EU, das wird für die Schotten nicht funktionieren.
 Aber diese Diskussion, die hat die UK jetzt auf jeden Fall wieder an der Seite.
 Das ist auch wieder so ein schönes Beispiel für das Eigentor.
 Also man kann denke ich schon zusammenfassen, UK, die gespaltenen Nationen, das spiegelt sich zunächst mal in den Wahlergebnissen wieder ganz Schottland.
 Also ohne Ausnahme haben alle Wahlkreise in Schottland nämlich dafür gestimmt, in der EU zu bleiben.
 Und die sind natürlich von der Mehrheit der Menschen vor allem in England überstimmt worden.
 Aber wenn man sich das mal überlegt, wie stark Schottland von der EU profitiert, ist es natürlich extrem bitter.
 Das heißt, die Menschen in Schottland sagen, ihr stimmt über unseren Kopf hinweg gegen eine EU-Mitgliedschaft und wir zahlen.
 Also wir müssen dann die entsprechenden ökonomischen Einbußen hinnehmen und das befördert diese separatistischen Tendenzen, die es eben gibt.
 Philipp hat das schon angesprochen, also 2014 gab es ja ein Referendum in Schottland über den Austritt aus dem UK.
 Und das ist nur ganz knapp quasi gescheitert, dieses Referendum.
 Ich glaube, es waren so knapp über 50 Prozent, überhaupt nicht, ich glaube 55 Prozent, die sich für ein Verbleib im Vereinigten Königreich entschieden haben.
 Und das aber natürlich nur, weil damals das UK eben noch Mitglied in Europa war.
 Und jetzt sagen die Schotten, also diese Abstimmung muss wiederholt werden.
 Fertig klar hat die schottische Regionalschefin sofort gesagt, also da wollen wir neu abstimmen.
 Und das ist relativ sicher, dass dann, das weiß man nicht ganz genau, aber es ist relativ sicher, dass dann eine Mehrheit für den Austritt aus dem UK zustande käme.
 Genau, selbe Nummer in Nordirland, wächst der Druck eindeutig.
 Haben die auch schon gesagt, Sinn Féin hat gesagt, also hier, ihr habt das Recht verwirkt, UK über uns irgendwie was zu sagen und über uns zu bestimmen.
 Wir wollen uns mit Irland vereinigen.
 Genau, und das ist ja vielleicht noch das virulentere Problem, muss man ja sagen.
 Also gerade für die jüngeren Hörerinnen und Hörer, in den letzten 20 Jahren war Nordirland jetzt nicht mehr so das Thema in den Nachrichten, aber ich weiß nicht, wie das war.
 In den 80ern.
 In den 80ern war das heiß.
 Also es gab einfach schlicht einen offenen Bürgerkrieg.
 Das Problem ist, die Republik Irland ist weitestgehend katholisch.
 Nordirland ist so katholisch-protestantisch gemischt, aber gehört eben politisch nicht zum Rest von Irland, sondern zum Vereinigten Königreich.
 Und in Nordirland gibt es seit ewigen Zeiten eine starke Home-Rule-Bewegung.
 Die hat einen militärischen Arm gehabt, die IRA, also Irish Republican Army, und einen politischen Arm, die Sinn Fein-Partei.
 Und 1998 haben diese Konfliktparteien sich so nach ganz langen Verhandlungen irgendwie mühevoll darauf geeinigt, jetzt eben keine Bomben mehr zu werfen und sich nicht mehr zu erschießen, sondern irgendwie miteinander auszukommen.
 Und haben vor allem auch diesen Separatismus von England oder vom UK mal so ein bisschen auf Eis gelegt.
 Aber das funktioniert natürlich nur, weil zwischen der Republik Irland und Nordirland eine EU-Binnengrenze ist bislang und die war halt offen.
 Das heißt, da gab es freien Personenverkehr, da konnte man einfach so hin und her reisen.
 Und wenn das jetzt eine EU-Außengrenze wird, dann bricht sehr wahrscheinlich der Nordirland-Konflikt in voller Schärfe wieder auf,
 weil die Nordiren, die katholisch sind, dann natürlich sagen, ich lasse mich doch jetzt nicht von meiner Familie in Belfast trennen oder in Dublin oder sonst wo.
 Ne, Belfast ist glaube ich Nordirland, genau.
 Belfast ist Nordirland, genau.
 Ich lasse mich doch nicht von meiner Familie in Dublin trennen.
 Und da gibt es jetzt auch gleich Forderungen nach einer Volksabstimmung.
 Also da ist intern sind die Spannungen auf jeden Fall angestiegen und das wird sehr interessant beobachtet.
 Dramatisch.
 Dramatisch.
 Es gibt jetzt auch heute, es hat auch schon gemeldet, dass Goldman Sachs oder eine der großen Banken schon anfängt.
 Angeblich gibt es schon Pläne und ist der Prozess eingeleitet, dass 2000 Banker aus London nach Dublin oder Frankfurt umziehen sollen.
 Also da wird sich sicherlich einiges noch bewegen.
 Ich glaube unterm Strich, vielleicht sollten wir mal auf den Prozess nochmal zu sprechen kommen.
 Was jetzt passiert?
 Was jetzt passiert, weil UK ist ja noch nicht draußen.
 UK sind, also der Status ist doch, das Volk hat abgestimmt, wir wollen raus.
 So, jetzt muss die Regierung noch offiziell einen Antrag stellen oder eine Notice machen bei der EU Kommission und sagen hier, wir wollen gern raus.
 Und dann tickt die Uhr.
 Dann wird zwei Jahre lang verhandelt über das Wie.
 Wie wird ausgetreten und wahrscheinlich auch, was kommt eigentlich danach?
 In welchem Verhältnis wollen wir eigentlich danach weiter stehen?
 Und wie soll das mit dem Personenverkehr sein?
 Wie soll das mit dem Waren sein?
 Wie soll das mit dem Zoll sein?
 Und wenn diese zwei Jahre um sind, Verhandlung und es gibt keine Einigung, dann gibt es einen Cold Exit entweder.
 Also dann gehen die einfach raus und dann muss man gucken, was passiert.
 Oder die EU-Mitgliedsstaaten können einstimmig eine Verlängerung dieser Frist beschließen, natürlich ohne UK.
 Stimmen die dann ab? Sollen wir diese Verhandlung noch weiter vorsitzen? Ja oder nein?
 So und erst dann, nach zwei plus x Jahren, ist Großbritannien offiziell aus der EU ausgetreten.
 So und in dieser Zeit glaube ich, kann auch eine Menge passieren.
 Also es gibt ja auch noch die Möglichkeit, also technisch gibt es die Möglichkeit, dass die Regierung ja auch sagen kann,
 in UK ja, in zwei Jahren, ehrlich gesagt, so wie die Verhandlungen laufen, glauben wir nicht, dass das gut für uns ist.
 Wir wollen nicht mehr raus. Und da muss man ganz klar sagen, diese Verhandlungen werden in jedem Fall beinhartig.
 Das ist völlig klar, denn von Seiten der EU gibt es überhaupt kein Interesse, besonders freundlich zu sein zum UK.
 Der Grund ist ganz einfach, das muss jetzt quasi schief gehen. Das muss fürs UK richtig bitter werden.
 Das muss das Example werden dafür, dass ein Austritt aus der EU der Anfang vom Ende ist.
 Und deswegen kann man sich vorstellen, unter welchem Vorzeichen diese Verhandlungen stehen.
 Also das muss, damit meine ich jetzt nicht, dass ich persönlich das fordere, aber aus der Perspektive der Kommission
 muss es natürlich ein möglichst schlechtes Exempel sein, damit jeder andere Staat, in dem es vielleicht solche Gedanken gibt,
 sofort sich sagt, um Gottes Willen, wir wollen doch nicht verarmen und irgendwie innerlich auseinanderfliegen wie das UK.
 Deswegen könnte ich mir durchaus vorstellen, wenn die Verhandlungen so hart sein werden, wie Juncker das ja auch schon angekündigt hat,
 der Kommissionschef, dass dann irgendwann vielleicht die Briten sagen, wollen wir wirklich raus, ist das echt euer Ernst?
 Und dann sagt auch hier nochmals Verfassungsblog, ehemalige Verfassungsrichterin, sie sagt dann sinngemäß,
 ich sehe nicht, wie man die Briten dann quasi rauswerfen können sollte.
 Also wenn die Briten sich entscheiden, drin doch drin bleiben zu wollen, dann gibt es erstmal so,
 ich meine, viele, viele, viele Fragen sind ungeklärt, weil es sowas in dem Ausmaß Grönland ist irgendwie mal ausgetreten,
 aber das war natürlich eine andere Dimension, aber in diesem Ausmaß hat es das noch nicht gegeben.
 Aber so ist es schon noch eine Option, dass dann gesagt wird, na gut, okay, ja, dann nehmen wir die reuigen Sünder zurück.
 Also das muss ich ganz ehrlich sagen, das habe ich nicht ganz verstanden, ich habe das Interview auch gelesen,
 denn also wenn einmal diese Notice erklärt ist nach Artikel 50 des EU-Vertrags, dann tickt die Uhr, dann gelten die zwei Jahre
 und die können einstimmig verlängert werden, aber das ist eben nicht sicher, dass das passiert.
 Es gibt ja durchaus auch, oder könnte ich mir vorstellen, dass es Staaten gibt, die sagen, das ist doch vielleicht auch ganz gut so.
 Also ich meine, gerade Frankreich und Deutschland könnten auch sehr stark profitieren davon, wenn das UK nicht mehr in der EU ist.
 Also ich bin mir nicht sicher, dass so eine Verlängerung funktioniert und man kann sich auch rechtlich fragen, ob denn…
 Also Verlängerung ist das eine, aber sozusagen, dass der Austritt wieder rückgängig ist?
 Also da muss man glasklar sagen, da gibt es überhaupt keine Grundlage in den Verträgen.
 Dass sowas wieder rückgängig kommt.
 Deswegen habe ich dieses Zitat nicht verstanden.
 Das ist nur theoretisch denkbar durch eine Serie von Verlängerungen des Austrittsprozesses, aber das wiederum wäre, glaube ich, aus ökonomischen Gründen nicht sinnvoll,
 weil die Wirtschaft ja jetzt schon sehr deutlich erklärt, wenn man so mal dem BDI zuhört, dem Bundesverband der deutschen Industrie.
 Wir wollen jetzt vor allem Klarheit. Also was auch immer ihr macht, macht es schnell.
 Das ist so die Ansage. Wir brauchen für unsere wirtschaftliche Planung, brauchen wir einfach Klarheit, welche Regeln gelten.
 Das kenne ich auch von meinen Freunden, die Anwälte sind und Firmen beraten.
 Das ist immer aus dem Datenschutzbereich oder egal, über was man spricht.
 Das einzige, was wirklich schlimm ist, ist Unsicherheit. Selbst hartes Recht kann man irgendwie noch schlucken, aber man braucht Klarheit, was gilt.
 Und ich glaube, das ist jetzt das nervigste eigentlich an diesem ganzen Prozess.
 Ich finde, das ist das nervigste, dass jetzt, wir haben es schon gesagt, Cameron nicht sofort zurücktritt, neue Regierungen sofort Antrag stellen
 und dann so schnell wie möglich raus, sondern im Oktober. Und dann soll sein Nachfolger irgendwie diese Austrittsverhandlungen führen.
 Und da hat sich die EU ja auch wahnsinnig drüber aufgeregt, John-Claude Juncker und andere, dass er da jetzt noch so auf Zeit spielt und sie so hängen lässt und so.
 Und ich glaube, das wird das nervigste, dass einfach so viele Unsicherheiten sind, dass wir so viel Energien auf diesem Austritt verwendet werden,
 dass ganz viele wichtige Sachen, große Projekte in der EU einfach auf Eis gelegt werden, weil es viel zu riskant ist, dass sie instrumentalisiert werden,
 dass sie zum Spielball in diesen Verhandlungen werden. Also das wird politisch ganz, ganz viel ausbremsen.
 Ja, das glaube ich auch. Und genau, weil da ja eben dieses Interesse ist, dass es hart wird fürs UK und weil es, muss man einfach so deutlich sagen,
 ab dem Moment, wo diese Notice kommt, dieser Erklärung des Austrittswunschs, gibt es kein Zurück mehr.
 Und da sehe ich auch jetzt schon ein ganz klares Veto von Seiten, zum Beispiel von John-Claude Juncker, der eben gesagt hat, das Zitat fand ich ganz schön,
 der Desserteur wird nicht mit offenen Armen empfangen. Und das soll so viel heißen wie "Scheiden tut weh" und das muss auch so sein.
 Also das, ich glaube, jetzt ist es eben mal so. Jetzt haben sie halt gesagt, sie wollen nicht mehr.
 Und wenn das formal erklärt wird in Brüssel, dann ist es eben auch vorbei. Und dann kann man nur noch schauen, wie man verhandelt, aber da wird es keine Geschenke geben.
 Wie es dann weitergeht, also wie die Rechtslage dann wird zwischen dem UK und dem Rest Europas, ist ehrlich gesagt ziemlich unklar.
 Wir haben uns mal ein wenig angesehen, was es da so für Optionen gibt.
 Genau. Und zwar, was ich da wissen wollte, ich wollte nur ganz klar noch kurz dazwischen schieben, denn es gibt ja nicht nur, es ist ja nicht so binär.
 Es ist ja nicht Mitglied, voll Mitglied, was sie bisher schon nicht so richtig waren oder gar kein Mitglied, sondern dieses "Wir treten aus der EU aus",
 da gibt es eine sehr breite zwischen Grauzone rechtlicher, wirtschaftlicher Beziehung. Und die gibt es auch heute schon mit verschiedenen Ländern.
 Also die Beispiele sind immer vor allen Dingen Norwegen und Schweiz. Vielleicht kannst du da mal so ein bisschen skizzieren,
 denn ich denke, auf eines dieser Modelle wird dieser Austritt und wird die Beziehung zwischen EU und Großbritannien rauslaufen.
 Ja, es gibt ja durchaus sowas wie eine europäische Integration jenseits der EU. Also zum einen gibt es natürlich den Europarat,
 der ja mit der Europäischen Union zunächst mal nichts zu tun hat. Die bekannteste Institution des Europarats ist zum Beispiel der Europäische Menschenrechtsgerichtshof in Straßburg.
 Das ist auch eine Zusammenarbeit von deutlich mehr Staaten als Mitglied der EU sind, da ist ja zum Beispiel auch Russland dabei.
 Aber da geht es weniger um wirtschaftliche Fragen, deswegen lassen wir das jetzt vielleicht mal kurz außen vor.
 Aber klar ist, da bleibt das UK erstmal Mitglied, wenn sie da nicht auch noch austreten.
 Und deswegen zum Beispiel gelten die Entscheidungen über Menschenrechte, die Straßburg trifft,
 und da wird England ja regelmäßig verurteilt, insbesondere wegen irgendwelcher Grenzüberschreitungen im Strafrecht und im Geheimdienstbereich.
 Da werden sie also weiter Mitglied sein. Das heißt, diese Dinge, die manche als Eingriffe in die Souveränität empfunden haben
 und was auch irgendwie Argumente für den Brexit angeblich waren, da wird sich erstmal gar nichts ändern, muss man so deutlich sagen.
 Und dann, wenn man sich jetzt mal den Wirtschaftsbereich sich anschaut, dann gibt es im Wesentlichen zwei Modelle.
 Also das eine ist der Europäische Wirtschaftsraum, European Economic Area, da sind Norwegen, Liechtenstein, Island bislang mit den EU-Staaten assoziiert.
 Und in diesem Raum gilt also Freihandel, genauso wie sonst der freie Personenwaren- und Dienstleistungsverkehr in der EU.
 Nur die Regelungen über Agrar- und Fischerei gelten nicht und die wiederum sind in England oder im UK immer wieder Gegenstand von Diskussionen gewesen.
 Das wäre ein Vorteil. Aber das zentrale Problem wäre, aus der Perspektive jedenfalls der pro-Brexit-Leute,
 dass auch im Europäischen Wirtschaftsraum der freier Personenverkehr gelten würde.
 Das heißt also, das zentrale Argument, das viele gebracht haben für den Brexit, würde quasi gar nicht erfüllt, wenn jetzt das UK im Europäischen Wirtschaftsraum bliebe.
 Da gibt es zwar auch so Out-Möglichkeiten, aber eben nur für Krisenfälle, genau wie es es im Schengen-Abkommen ja auch gibt.
 Als Schengen kann man ja auch aussetzen, machen die Franzosen gerade. Aber im Großen und Ganzen gilt im EWR der freie Personenverkehr.
 Das heißt, das ist eigentlich politisch kaum möglich. Das wäre die einfachste Lösung, aber es ist politisch kaum durchsetzbar, denn freien Personenverkehr wollen die Brexit-Leute ja gerade nicht mehr.
 Und du hast es gesagt, also Island, Norwegen und Schweiz sind ja keine EU-Mitglieder und trotzdem gelten für sie wichtige Regelungen, von denen man so gemeinhin annimmt, dass sie eigentlich nur für EU-Mitglieder gelten.
 Im Europäischen Wirtschaftsraum ist man schon sehr nah dran. Man kann nur nicht mitentscheiden. Das ist eigentlich, ich verstehe es auch nicht so ganz, wieso sich Staaten dafür entscheiden.
 Denn man muss dann die Regelungen weitgehend anwenden, die die EU bestimmt, zum Beispiel über Waren, aber man kann eben nicht mitentscheiden im EU-Bereich. Aber gut, so ist das eben.
 Und die Schweiz ist noch mal ein komplexerer Fall, denn die Schweiz ist ja nicht EU-Mitglied, aber Mitglied des Schengen-Raums, also für den freien Personenverkehr.
 Nicht Schengen-Mitglied.
 Das habe ich falsch, das ist hier falsch. Doch, das ist Schengen-Mitglied seit einer Volksabstimmung 2005.
 Genau.
 Das war hier im Pad ein Tippfehler von mir.
 Genau.
 Die Schweiz ist also nicht EU-Mitglied, aber Schengen-Mitglied seit 2005.
 In der Schweiz gab es allerdings auch eine Volksabstimmung gegen freien Personenverkehr 2014 und die Folgen sind so ein bisschen unklar.
 Also eigentlich widerspricht das natürlich dem Schengen-Abkommen. Entweder hat man keine Grenzen und freien Personenverkehr oder man hat es eben nicht.
 Da sind die Schweiz und die EU noch in Verhandlungen, was daraus jetzt eigentlich wird.
 Die Schweiz ist auch nicht, nicht Mitglied des Europäischen Wirtschaftsraums, also anders als Norwegen, Liechtenstein, Island.
 Aber es gibt da trotzdem eine ganze Serie von einzelnen Abkommen über Personenverkehr, Luftverkehr und so.
 Das heißt, die Schweiz hat so ein ganz komplexes Rechtsstatut im Verhältnis zu den anderen EU-Staaten.
 Möglicherweise wird es fürs UK darauf hinauslaufen, aber man muss halt sagen, das hat sich mit der Schweiz in Jahrzehnten entwickelt und war extrem schwierig zu verhandeln.
 Zumal natürlich auch die Schweiz alles Mögliche immer in Volksabstimmungen entscheiden muss und da schießen einfach die Bürgerinnen und Bürger immer mal wieder quer.
 Ja und ich glaube auch, dass die Schweiz, das bin ich mir jetzt nicht ganz sicher, aber ich glaube, dass die Schweiz hat eine ganze Menge bilateraler Verträge ausgehandelt mit vielen EU-Staaten.
 Auch ein extrem langwieriges, komplexes Geflecht. Es ist möglich, also ich meine, der Schweiz geht es ja offensichtlich ganz gut und das funktioniert ja auch alles soweit.
 Die große Katastrophe ist da bisher nicht eingebrochen, weil sie nicht in der EU sind.
 Aber ich kann mir vorstellen, wenn man jetzt auch mal die Einzelheiten jetzt mal so ein bisschen abstrahiert, aber man sieht, es gibt sehr viele Möglichkeiten und sehr komplexe Möglichkeiten und sehr feingliederige Möglichkeiten, um Beziehungen zwischen einem Land und der EU zu gestalten.
 Da gibt es sehr viele Optionen und auf irgendeinen Mix wird das mit der UK auch rauslaufen. Das aber in zwei Jahren hinzukriegen, ist eine ganze Menge Arbeit.
 Auch weil natürlich sich die UK überlegen muss, wie ist denn das eigentlich mit dem ganzen EU-Recht?
 Das ist ein ganz, ganz hartes Thema. Es wurden ja schon ganz viele Sachen, einige mussten schon direkt umgesetzt werden, andere Mechanismen funktionieren ja so, dass es eine Richtlinie gibt und dann muss UK nationales Recht erlassen, um sie umzusetzen.
 Dann gibt es so und einiges davon gilt schon. Was bleibt, was gilt denn weiter? Was schneiden wir ab? Wie ist das in Zukunft? Also da werden sie auch eine ganze Menge sortieren müssen. Das ist einfach ein irrer Entflechtungsapparat.
 Es ist, wenn man ehrlich ist, ein Wahnsinn. Wenn man sich überlegt, was das volkswirtschaftlich für Folgekosten verursacht, im Vereinigten Königreich vor allem.
 Also die anderen EU-Staaten, klar, sind so weit betroffen, als sie mit dem UK irgendwie Handel treiben. Das ist jetzt auch alles kein Spaß, aber für das UK ist das total krass.
 Also ich meine, der Gesetzgebungsprozess in London wird auf Jahre hinaus einfach nur damit beschäftigt sein, sich diese Frage zu stellen, was soll jetzt denn weiter gelten an EU-Recht und was soll nicht weiter gelten.
 Philipp hat es schon gesagt, wenn die Sachen direkt umgesetzt sind, weil es zum Beispiel europäische Richtlinien waren, die umgesetzt wurden in brittisches Recht, dann gelten die zunächst mal einfach weiter.
 Aber vielleicht will man das ja gar nicht, weil viele Richtlinien ja auch abgestimmt sind auf Verordnungen, die automatisch gelten, die sind also nicht umgesetzt worden.
 Vielleicht muss man da einfach Dinge anpassen, wenn quasi die Verordnung über Nacht wegfällt, aber die Richtlinie fortgilt und damit die Umsetzung der Richtlinie fortgilt, weil es brittisches Recht ist, dann passen da einfach viele Regelungen möglicherweise nicht mehr.
 Also das muss man nochmal sagen, Verordnungen, EU-Verordnungen müssen nicht in nationales Recht umgesetzt werden, sondern sie sind in Brüssel beschlossen und gelten automatisch auch in UK.
 Das ist heute schon so. Zum Beispiel diese Datenschutzverordnung.
 Die ist ja noch nicht in Kraft.
 Die ist noch nicht in Kraft, aber die wäre so ein Beispiel. Das gilt sofort.
 So, wenn die jetzt austreten, dann gibt es ja dafür kein brittisches Gesetz in dem Sinne, sondern sie gilt einfach. Und wenn man jetzt austritt, gilt sie dann nicht mehr und davon gibt es ja eine ganze Reihe.
 Und es gibt halt jede Menge Richtlinien, die dann mit britischen Gesetzen, englischen Gesetzen umgesetzt wurden in nationales Recht.
 Diese Gesetze werden wahrscheinlich erstmal weiter gelten. Die werden sie nicht alle über Nacht abschaffen. Einige aber wahrscheinlich schon. Also da gibt es jede Menge Arbeit.
 Ohne Endearbeit. Also wie gesagt, damit dürfte die Bürokratie in London auf Jahre hinaus komplett ausgelastet sein, das einfach irgendwie zu klären. Und wie gesagt, dann sind noch gar nicht die Außenhandelsfragen geklärt.
 Und was denn das jetzt konkret dann bedeutet, was also quasi der neue Rechtsstatus ist im Verhältnis UK zu den anderen europäischen Staaten, ist völlig unklar.
 Es kann sein, dass das Ganze aus der Position der Brexit-Befürworter einfach eine Riesenpleite wird. Das ist sogar ein sehr wahrscheinliches Ergebnis.
 Wir haben schon gesagt, innenpolitisch fliegt das UK gerade auseinander. Und was so die zentralen Argumente waren, wir wollen den freien Personenverkehr nicht mehr.
 Wenn das UK im EWR bleibt, dann haben sie weiter freien Personenverkehr. Dann wäre der ganze Brexit aus Sicht der Befürworter im Grunde eine Art Pleite.
 Ja und ich glaube nämlich, dass das Worst-Case-Szenario für Sie ist, dass Sie wirklich in zwei Jahren keine Einigung finden. Es gibt keine Verlängerung, keine einstimmige Verlängerung der übrigen EU-Staaten.
 Und ich glaube nämlich, dann fallen Sie auf einen ganz profanen Drittstaaten-Status zurück und dann gelten auf einmal...
 So wie Kenia.
 So wie Kenia. Dann gelten auf einmal irgendwelche exorbitanten Einfuhrzölle.
 Ja und dann könnt ihr versuchen, so etwas auszuhandeln wie TTIP oder so mit Kanada oder USA. Kann man dann versuchen. Aber erstmal seid ihr dann Drittstaat.
 Ja und das wäre in der Tat natürlich extrem hart für das UK vor allem. Also klar finden viele europäische Staaten die Handeltreiben auch.
 Aber die trifft ja dann immer, keine Ahnung, mit 5% ihres Handelsvolumen für das UK.
 Wenn man den Handel mit der EU insgesamt betrachtet, sind es wahrscheinlich 80% wenn nicht noch mehr des Handelsvolumen. Weiß ich jetzt nicht, zahle ich in der Nachfrage.
 Aber das spielt wahrscheinlich auch nur eine große Rolle. Aber ich denke...
 Aber gut, das ist auch nur 50% sein. Wenn die wegfallen oder über Nacht unbezahlbar werden.
 Oder bezahlt werden, genau. Plus, dass der Fund gerade in den Keller gestürzt ist natürlich.
 Ja, das hat jetzt gerade eine Freundin, die ist in so einer Baugruppe hier in Berlin, baut ein Haus mit allen möglichen Leuten zusammen.
 Da ist auch ein englisches Paar dabei. Die sagten ja über Nacht ist mal gerade ihr Anteil an dem Hausbau 25% teuer geworden.
 Da fliegt einem dann schon mal schnell die Finanzierung um die Ohren.
 Und die haben irgendwie eine tränenschwangere E-Mail geschrieben und sich fünfmal entschuldigt.
 Es sei ihnen so wahnsinnig peinlich, wie ihr Land abgestimmt hätte.
 So eine E-Mail habe ich auch bekommen von einem Partner, mit dem ich in England zusammenarbeite an einem Projekt.
 Also das ist alles für das UK, das kann man sagen, eine ziemliche Katastrophe.
 Aber schauen wir doch nochmal, was das jetzt eigentlich für die EU bedeutet. Ist das eine Krise der EU, Philipp?
 Ja, ich glaube, das ist ein bisschen wie so vieles offen.
 Also ich habe immer so das Bild manchmal, dass es ein System, was nicht mehr rund läuft.
 Und das tut es ja in der EU offensichtlich nicht.
 Manchmal eine so eine kleine Katastrophe, eine ziemlich harsche Störung braucht, um sich neu zu orientieren.
 Also mal damit das System endgültig aus dem Tritt gerät.
 Und das birgt natürlich immer das Risiko, dass es nicht wieder in den Tritt kommt und auf die Füße fällt.
 Aber es birgt eben, und das würde ich eher sehen, eine Chance der Neudefinition.
 Stichwort reinigendes Gewitter.
 Reinigendes Gewitter, ja, weil Ihnen fehlt ja momentan so eine Vision.
 Was ist eigentlich unser Selbstverständnis?
 Es war nach dem Krieg, nach 800 Jahren, Europa zerfleischt sich selber, waren das jetzt mal 60, 70 Jahre Frieden.
 Auf diesem mehr oder weniger, von ein paar bitteren Ausnahmen abgesehen.
 Aber im Grunde genommen war das ein großes Befriedungsprojekt.
 Und das ist natürlich auch wahnsinnig toll und erfolgreich.
 Aber jetzt so weiter, wie soll es eigentlich so weitergehen, wie es unser Selbstverständnis, die Flüchtlingskrise, die Finanzkrise, das hat doch die Selbstverständnis der EU arg strapaziert von Solidarität oder sowas.
 War da nicht mehr viel zu spüren und ist da heute nicht zu spüren in Sachen Flüchtlingen zum Beispiel.
 Und da sich jetzt mal neu zu überlegen, wie wollen wir eigentlich die Leute überzeugen?
 Natürlich wird es in den Niederlanden und Frankreich, ich glaube im Mai 17 ist in Frankreich Wahl.
 Wenn da Marine Le Pen irgendwie an die Macht kommt, da muss die EU verdammt starke Argumente haben und verdammt gut dastehen, um Frankreich zu überzeugen, die auch noch auszutreten.
 Also mal ganz ehrlich, ich glaube dafür eine Mehrheit in Frankreich zusammenzubringen, das wird schon schwer.
 Also es gab ein historisches Argument, das ich jetzt gelesen habe in dieser Debatte. Du hast es gerade angesprochen.
 70 Jahre Frieden in Europa, natürlich war auch Großbritannien Partei im Zweiten Weltkrieg natürlich hat es da auch enorme Schäden gegeben.
 Insbesondere sind da natürlich Deutsche verantwortlich, keine Ahnung, für Bombenangriffe und natürlich auch für andere Verluste im Krieg.
 Aber England war eben nie besetzt und England hat natürlich durch den Zweiten Weltkrieg nicht die dramatischen Folgen hinnehmen müssen,
 wie zum Beispiel Frankreich, das besetzt war oder viele andere Staaten wie die Sowjetunion, die besetzt war und die viele Millionen Tote zu beklagen hatte.
 Da gab es so die These, dass vielleicht einfach der Wunsch, eine solche Katastrophe wie den Zweiten Weltkrieg zu verhindern in Großbritannien einfach doch nicht ganz so stark ist wie in anderen europäischen Ländern.
 Also ich glaube auch in Deutschland und in Frankreich verblasst ich würde sagen leider die Erinnerung ein wenig und damit die Motivation einfach sowas zu sagen wie nie wieder Krieg.
 Aber vielleicht stimmt das doch. Ich fand das jedenfalls nicht unklausibel, dass dieser Driver, dieser motivierende Faktor im UK vielleicht einfach doch nicht ganz so stark ist wie in anderen Ländern Europas.
 Vielleicht, aber ich denke und das ist mit eines der übelsten, eine der übelsten Folgen dieses Brexits ist der Aufwind für diese ganzen rechtspopulistischen, EU-feindlichen, nationalistischen Parteien von Wilders über Le Pen bis zur AfD in Polen und Ungarn sowieso und auch Österreich.
 Die werden Aufwind bekommen. Du hast mir jetzt schon gesagt, Herr Wilders hat schon gesagt, ja wir wollen auch so ein Referendum in den Niederlanden.
 Wir haben gesehen, als es darum ging um diesen Vertrag mit der Ukraine haben die Mehrheit derjenigen, die sich da in dem Referendum in Holland, in Niederland beteiligt haben gegen dieses Referendum, gegen den Vertrag sich ausgesprochen.
 Und ich kann mir, und das wird trotzdem abgeschlossen über deren, also im Widerspruch zu dem Ergebnis dieses Volksentscheids, aber da gibt es jede Menge Stimmen, die auch sehr europaskeptisch sind und die sind ganz klar im Aufwind.
 Das ist völlig klar. Das ist völlig klar und das ist unbestritten und diese populistischen Parteien werden, sagen wir mal stärker und da glaube ich, muss die EU sich positionieren.
 Das müssen alle, die diese EU wollen, müssen klarer, besser, überzeugender formulieren können. Warum wollen sie das denn eigentlich?
 Das ist völlig richtig. Wir müssen das formulieren. Also allein die Begründung aus der Geschichte reicht offensichtlich nicht mehr.
 Und das kann man denke ich mal sehr schön zusammenfassen mit dem Stichwort "A more perfect union".
 Wie es ja in der Präambel zur amerikanischen Verfassung heißt.
 Ja, da gab es ja, wenn man sich das mal anschaut, im 18. Jahrhundert ein ähnliches Problem. Da gab es die 13 Kolonien, die hatten so einen losen Staatenverbund, aber das hat also nicht mehr so richtig hingehauen. Und dann haben die sich halt hingesetzt und die Vereinigten Staaten gegründet.
 Jetzt mal ganz kurz. Ein komplexer Prozess war das, aber da findet man in der Präambel auch so diesen Wunsch "to form a more perfect union".
 Und genau das brauchen wir denke ich jetzt auch für die EU. Der Brexit kann insofern wirklich ein Warnsignal sein, dass man einfach die Menschen mitnehmen muss.
 Man muss den Menschen einfach erklären, warum das gut für sie ist. Und man muss vielleicht auch einfach bei der Alltagspolitik, die in Brüssel gemacht wird, einfach mehr darauf achten, was bringt denn jetzt den Menschen was.
 Wir haben über das Stichwort Lobbyismus ja schon viel gesprochen. Auch in der Lage der Nation. Und da habe ich ja auch so meine Eindrücke aus dem Bundestag geschildert, dass natürlich die Abgeordneten eigentlich dafür da sind, die Bevölkerung zu vertreten.
 Und dass sie aber sehr häufig Schwierigkeiten damit haben zu wissen, was eigentlich der Bevölkerung gut tut und deswegen sehr schnell geneigt sind irgendwelche Lobbyisten zuzuhören.
 Also die Störerhaftung ist ein wunderschönes Beispiel, wo irgendwie die paar tausend Menschen, die von dem Bundesverband der Musikindustrie vertreten werden, letztlich über 80 Millionen Menschen in Geiselhaft nehmen.
 Also jedenfalls lange genommen haben, ob die Störerhaftung jetzt abgeschafft ist, schauen wir mal. Ich hoffe es ja sehr.
 Ein schönes Beispiel denke ich dafür, dass es einfach wahnsinnig schwer ist, wirklich die Interessen der breiten Bevölkerung zu vertreten. Und das ist in Brüssel sicherlich nicht besser.
 In Deutschland haben wir ja immerhin noch so was wie eine Zivilgesellschaft. Also es gibt, wir haben eine gemeinsame Sprache im Land. Es gibt so was wie einen politischen Diskurs.
 Es gibt Zeitungen und so. Man redet miteinander. Man kommt dann hoffentlich zu okayen Ergebnissen. In Brüssel ist das alles viel, viel schwerer, weil es ja so was wie einen europäischen Diskurs nicht gibt.
 Na, das erzählen ja auch viele Politiker aus dem EU-Parlament zum Beispiel, dass die Lobbyisten für Sie, für das Parlament eigentlich die Rolle der Presse in den jeweiligen Landeshauptstätten oder Nationen übernehmen.
 Im Sinne von, wie ist denn so die Reaktion? Kommt das an? Wo ist der Bedarf? Was ist die Diskussion? Wo liegen die Interessen? Das wird hier immer noch in Deutschland, auch in anderen EU-Staaten ja abgebildet durch eine öffentliche Diskussion in den Medien zum großen Teil.
 In Straßburg und in Brüssel haben mir mehrere Parlamentarier erzählt, übernehmen diese Rolle eigentlich eher so Lobbyistenverbände. Ja, da fragt man mal bei den Einzelhändlern an oder mal vielleicht auch mal bei irgendwelchen Bürgerrechtlern oder Verbraucherschützern und so oder Industrieverbänden. Wie ist denn so die Stimmung? Wo drückt euch der Schuh? Wie findet ihr das und jenes? Ganz genau.
 Und da spielt halt einfach Geld eine große Rolle und deswegen, weil natürlich Lobbyismus und Präsenz in Brüssel eine Menge Geld kostet, ist es ebenso wahnsinnig schwer für die Zivilgesellschaft da präsent zu sein. Das heißt also als Industrieverband ist das alles easy peasy.
 Aber für Verbraucherschützer oder auch keine Ahnung für Bürgerrechtler ist es extrem schwer in Brüssel angemessen vertreten zu sein. Ich erlebe das jetzt vor allem im Bereich digitale Bürgerrechte. Da kriegt das so ein bisschen mit über EDRI, die European Digital Rights Gruppe, die eben versucht so Bürgerrechte in der digitalen Welt in Europa stark zu machen. Und das ist einfach wahnsinnig schwer.
 Das sind ein paar Männchen und die müssen das ganze oder ein paar Männer und Frauen natürlich und die müssen das ganze Europäische Parlament und die ganze Kommission bespaßen.
 Dazu vielleicht noch ein Hinweis. Ich habe vor kurzem in der Wikimedia eine Diskussionsrunde moderiert, genau zu dem Thema. Liquid Lobbying hieß das und da waren also Lobbyisten von TI, also Transparency International aus Brüssel, der da das Lobbying macht mit 17 Leuten, was ich sehr viel finde. Dann der Kollege von der Wikimedia, der eben dort sitzt und für freies Wissen lobbyiert und eben ein Herr vom Bitkom.
 Die waren da und da haben wir mal so ein bisschen Lobbying und wie kann man das anders machen und in Brüssel besprochen. Den Link packen wir in die Show Notes, ist aufgenommen worden. Da kann man sich noch mal näher damit beschäftigen.
 Genau, also ich meine wir wollen jetzt ja auch nicht drei Stunden über europäisches Lobbying reden, aber ich finde es einen ganz zentralen Punkt, dass ich jedenfalls hoffe, dass die Institutionen in Brüssel den Brexit als Warnschuss erleben, dass sie ihre Arbeit a) besser ausrichten müssen an den Interessen der Menschen und nicht unbedingt nur den Interessen von irgendwelchen Lobbygruppen.
 Sie müssen einfach genauer hingucken, was ist denn jetzt die Sicht der breiten Bevölkerung, wie sie das machen. Ich weiß, dass das schwierig ist, aber das halte ich für eine zentrale Frage und b) müssen sie glaube ich einfach darauf achten, die Menschen besser mitzunehmen.
 Also das ist glaube ich ein kommunikativer Prozess. A) ist so eine Art Frage, was ist denn wirklich gut für die Menschen und B) ist ein Kommunikationsprozess.
 Ich glaube diese Maschine Brüssel ist für die meisten Menschen einfach eine Black Box. Man versteht einfach nicht, was da passiert und oftmals sind es Dinge, die man nicht so lustig findet. Stichwort Vorratsdaten, Speicherung, damit hat sich die EU glaube ich enorm ins Knie geschossen und solcher Regelungen gibt es ja mehrere.
 Genau, es gibt aber auch zum Beispiel eine Sache wie diese Abschaffung der Rominggebühren und diese Angleichung der Tarife im Telekommunikationsmarkt, wo die finde ich einen sehr guten Job machen.
 Absolut. Wo die sich gegen die Lobby der Telekoms echt durchgesetzt haben und eine ganze Menge bewegt haben.
 Genau und das muss man halt besser kommunizieren. Das sind die beiden Punkte. A) was ist für die Menschen wirklich gut und B) wie kommuniziere ich das und da sehe ich eine Chance, wenn die Kommission, wenn das Parlament das wirklich verstehen, dass sie die Herzen gewinnen müssen.
 Dass sie den Menschen erklären müssen, warum ist das gut für euch mit Europa und es muss ja eben auch wirklich gut sein. Es darf natürlich nicht nur ein PR-Projekt sein, es muss auch wirklich für die Menschen gut sein. Dann kann das eine große Chance sein.
 Die andere Sache, die noch auftaucht, ist so ein bisschen diese Metafrage. Wie ist das mit der direkten Demokratie?
 Also da gibt es ja auch so ein paar Sachen, finde ich, die man mal hinweisen kann. Wir haben es hier in einer kleinen Vordiskussion schon bemerkt.
 Angesichts der ganzen Grauzonenoptionen, die es gibt und die wir hier geschildert haben, hätte man eigentlich in dieser Abstimmung nicht fragen müssen, wollen wir rein oder raus, sondern es hätte natürlich eigentlich viel differenzierter sein müssen, dann hätte es auch eine differenziertere Diskussion gegeben.
 Was wollen wir denn eigentlich? Wollen wir freien Personenverkehr oder wollen wir den Warenverkehr oder wollen wir aus dem österreichischen Wirtschaftsraum raus oder was wollen wir denn jetzt eigentlich?
 Ich meine dagegen sein ist immer leicht. Jetzt hat diese Brexit-Position im Grunde alle Leute irgendwie auf sich vereint, die ein Problem mit Europa haben.
 Die einen haben vielleicht als Bauern ein Problem, weil ihnen die Subventionen zu niedrig sind, andere sind irgendwie Rassisten und haben was gegen Immigration und so weiter und so weiter.
 Alle Leute, die irgendwie ein Problem mit Europa haben, konnten mal eben kurz mit Nein stimmen, finde ich doof. Aber das bringt ja überhaupt gar nichts.
 Wir haben ja heute in der Sendung ausführlich gesagt, was denn jetzt die Fragen sind, die sich stellen. Man muss nämlich jetzt irgendwas ja tun.
 Und diese Fragen hätte man vielleicht mal stellen müssen. Und wenn die Frage gelautet hätte, wollen wir in der EU bleiben oder wollen wir in den europäischen Wirtschaftsraum oder wollen wir vielleicht nur in die EFTA, das European Free Trade Agreement, oder wollen wir dies, jenes und sonst was, dann wäre den Leuten schon sofort klar geworden,
 dass es viel zu komplex für eine Volksabstimmung und dann hätte es hoffentlich die Volksabstimmung gar nicht gegeben.
 Also dieses Referendum macht im Grunde denke ich die Schwächen von direkter Demokratie deutlich, weil sie komplexe Fragen, extrem komplexe politische Regelungsentscheidungen runterbricht auf einen Scheindualismus, auf eine scheinbare Dichotomie zwischen Ja und Nein. Und die gibt es in der Wahrheit gar nicht.
 Und nirgends gibt es sie so wenig wie hier. Das haben wir jetzt gezeigt. Was ich aber gleichzeitig finde, ist, wo du sagst, wie kann die EU sich jetzt aufstellen, wie kann sie mehr für sich werben und wie kann sie die Vision deutlicher machen, wie kann sie ihre Wichtigkeit für die Leute wichtiger machen.
 Und da denke ich, zeigt sich mal wieder, ich glaube, es hätte in der EU von Anfang an mehr direkte Demokratie oder zumindest mehr Abstimmungen geben müssen.
 Denn das hat sich ja in Deutschland auch immer in diesen Europawahlen gezeigt. So wenn denn dann mal abgestimmt wurde, weißt du, da ging es dann nicht immer um diese Parteien, sondern es ging um tausend andere Sachen, weil den Leuten irgendwelche Fragen sich aufgestaut haben bis hier hin. Und jetzt zeigen wir es denen mal.
 Ich glaube, es wäre interessant zu überlegen, wie mehr Demokratie da möglich sein kann, ohne in diese Falle zu laufen, die wir jetzt in Großbritannien gesehen haben.
 Die Komplexitätsfalle. Also ich glaube, für die direkte Demokratie eignen sich vergleichsweise überschaubare Entscheidungen des täglichen Lebens. Nehmen wir Tempelhofer Feld in Berlin.
 Das Musterbeispiel finde ich für eine gelungene, direkte Demokratie. Ganz kurz zusammengefasst hatte der Senat, also das Tempelhofer Feld ist der ehemalige Flughafentempelhof, eine riesengroße Wiese im Prinzip, mitten in Berlin.
 Wunderschön jetzt als Freizeitareal, die Menschen skaten auf den alten Runways, sie grillen, sie haben Spaß. Traumhaft, muss man sagen. Hat enorm auch zur Aufwertung von Neukölln beigetragen.
 Und da hatte der Senat den Plan, weite Teile des Tempelhofer Felds mit irgendwelchen Neubauprojekten zu bekleckern. Also da sollte irgendwie eine riesengroße, wobereit gedenkt Bibliothek errichtet werden.
 Also wenn Berlin nicht genügend Bibliotheken hätte, sollte da irgend so ein Betonmonster entstehen und andere Teile sollten mit Wohnungen bebaut werden, wenn man angeblich in Berlin sonst keinen Platz hat.
 Also ein Projekt, das ich persönlich absolut gruselig fand. Das war aber im politischen Feld mehrheitlich befürwortet worden.
 Und da gab es dann eine Bürgerinitiative, die gesagt hat, ne, also wir haben ja eine innerstädtische Grünfläche und die lassen wir uns doch jetzt nicht mit Beton zukleckern.
 Wir haben ansonsten genug Platz in Berlin für solche Projekte. Und dieses Volksabstimmung hat gewonnen, muss man ganz klar sagen.
 Und deswegen ist das Tempelhofer Feld gerettet worden. Das finde ich ist ein schönes Beispiel dafür, wo direkte Demokratie ihren Platz hat, um so quasi gegen das Establishment so ein bisschen aufzubegehren in einer relativ einfachen, klaren Frage, die sich eben auch mit Ja oder Nein beantworten lässt.
 Wollen wir das Tempelhofer Feld erhalten? Ja oder Nein? Das ist eben von der Komplexität her eine ganz andere Liga als EU Ja oder Nein.
 Genau, also da denke ich, da in die Richtung muss es auch gehen, nicht nur was die Vision angeht, sondern wie du auch bessere Beteiligung an diesen ganzen Fragen mit einbeziehen kannst.
 Aber Referenten sind ansonsten wahnsinnig gefährlich. Das sieht man denke ich mal an diesem EU Referendum auch deswegen, weil so viele Menschen gegen ihre wohlverstandenen Interessen entschieden haben.
 Das ist was, was mich am allermeisten geschockt hat an dem Ergebnis. Ja, aber wir haben ja schon gesagt, das ländliche England, das sind also die Leute, die von den EU Subventionen leben.
 Ja, die sagen EU wollen wir nicht mehr. Das ist so irrational. Da weiß man nicht mehr was dazu zu sagen.
 Also ich glaube nicht, dass die Welt jetzt untergeht. Ich bin nur genervt davon, dass ganz viel, also dass einerseits dieser Bedarf und diese Dringlichkeit einer Neupositionierung der EU, einer Neuvisionierung der EU offensichtlich geworden ist.
 Gleichzeitig aber so viel Energie gebunden wird in diese Verhandlungen, in diese Austrittsverhandlungen und ganz viele vielleicht auch riskante Großbaustellen nicht angepackt werden. Also da wird diese Reibung draus entstehen.
 Also die EU ist jetzt einfach erstmal in Katerstimmung. Das ist völlig so. Und da wird es jetzt einfach ganz viel hoffentlich. Das ist aber auch ein Stück weit gut.
 Also klar, was du sagst mit der Energie ist völlig richtig. Aber zugleich ist diese Katerstimmung und dieses "oh Gott, was ist denn da passiert?" vielleicht auch ganz gut. Also ich glaube dann noch an den heilsamen Schock. Und wir haben letztes Mal ja schon kurz angedeutet, Entscheidungen in der EU könnten ohne das UK deutlich leichter werden.
 Ich habe nochmal nachgeguckt, die Statistiken weisen ganz klar aus, dass UK mit weitem Abstand das Land ist, das auf europäischer Ebene am meisten mit Nein stimmt. Also gegen irgendwelche europäischen Maßnahmen.
 Und das heißt also Gesetzgebung in Europa könnte leichter werden. Das muss nicht immer gut sein. Gesetzgebung in Europa heißt ja auch oft Grundrechtseinschränkungen. Stichwort Flugdaten, Vorratsdatenspeicherung, tralala.
 Also es gibt ja reihenweise ausgesprochen zweifelhafte europäische Maßnahmen. Ganz grundsätzlich finde ich es immer gut, wenn ein legislativer Apparat einfach funktioniert.
 Und noch ein anderer Aspekt, der finde ich auch wichtig ist, der durchbrochen werden muss, ist dieses Verantwortungsgeschiebe. Also es gibt ja ganz viele reihenweise Beispiele, wo nationale Politiker auf EU-Ebene mit "Yes, let's do it" gestimmt haben.
 Dann kam das und dann sind sie in ihrer Hauptschette zurückgefahren und weil es irgendwie unpopulär war, haben sie Brüssel beschimpft. Dass Brüssel jetzt dafür verantwortlich ist, dass X und Y passiert ist, obwohl sie selber oder ihre Regierung selber mit Ja gestimmt hat.
 Und dieser Mechanismus, der muss auch durchbrochen werden. Also dass du immer alle unangenehmen Sachen auf Brüssel schieben kannst und somit natürlich dieses Projekt auch beschädigst. Ungerechtfertigterweise. Manchmal ja auch gerechtfertigterweise, aber eben auch häufig ungerechtfertigterweise und du sozusagen deine Verantwortung nicht wahrnimmst und dich darum drückst. Dafür gerade zu stehen und den Gegenwind eben auszuhalten.
 Soviel vielleicht zum Thema Brexit. Ich denke mal, ich glaube ich gucke hier gerade noch mal so ein bisschen durch. Aber ich glaube so die wesentlichen Stichpunkte haben wir erstmal. Ach es gab noch zwei Hörerfragen.
 Die eine haben wir im Grunde schon so ein bisschen abgefruestückt. Könnte es sein, dass es gar keinen richtigen Brexit gibt, hat uns ein Hörer gefragt. Also wir hatten ganz normal gebeten auf Twitter mal um Hörerfragen und erstmal vielen Dank für den vielen Input, den wir bekommen haben. Wir haben zwei Sachen im Pad notiert.
 Könnte es sein, dass der Brexit in einer Art Scheinaustritt wird und alle Abkommen, die vor durch die EU vorgegeben wurden, einfach in bilateralen Verträgen wieder genauso festgeschrieben werden.
 Modell Schweiz. Haben wir darüber gesprochen. Kann sein, wissen wir nicht. Ist es nicht legitim war die zweite Frage oder Anregung, These, ist es nicht legitim oder sogar richtig, wirtschaftliche Nachteile in Kauf zu nehmen, um Freiheit zu gewinnen.
 Zumindest wenn einem die Freiheit so wichtig ist. Ich wollte das mal als These in den Raum werfen. Ich bin selbst noch sehr unschlüssig. Ist das vielleicht sogar am Ende die TTIP Diskussion, wobei da wirtschaftlicher Vorteil mehr in der Schaffung von Standards als in höheren Handel liegt.
 Also Frage, wirtschaftliche Nachteile in Kauf nehmen, um Freiheit zu gewinnen.
 Ich würde sagen, das ist in der Tat eine zutiefst demokratische Entscheidung. Natürlich kann man das so entscheiden. Man kann natürlich sagen, die Freiheit ist uns was wert.
 Nun muss man klar sagen, ich sehe nicht, wie die Menschen im Vereinigten Königreich auf diese Art und Weise Freiheit gewinnen. Also über die wirtschaftlichen Folgen haben wir schon gesprochen. Aber welche konkreten Freiheitsgewinne sollen das denn sein?
 Also sie kriegen jetzt erst mal ein massives Aufflammen des Nationalismus. Sie kriegen innenpolitische Konflikte. Ich sehe einfach diesen Freiheitsgewinn nicht.
 Das ist, glaube ich, einfach nur so ein romantisches Gefühl von "Wir sind groß und stark als Nation". Das war ja ein zentrales Argument und ein Transallal-Claim, so "Take back our country" oder so was.
 Also mehr Autonomie zurückzugewinnen, weniger Regeln aus Brüssel befolgen zu müssen, sondern komplett autonome Gesetze machen zu können. Ich glaube darin sehen viele die Freiheit.
 Klar. So, na, aber Freiheit, also mir fällt so schwer da einen Gegensatz draus zu machen. Also wirtschaftliche Vorteile bedeuten ja auch Freiheit.
 Ja. Oder? Also wirtschaftliche Vorteile sind ja auch Freiheitsgewinn.
 Freiheitsgewinn. Deswegen finde ich das so schwer, das so als Gegensatzpaar aufzumachen. Aber wie gesagt, ich weiß es nicht. Vielleicht habe ich auch irgendwas übersehen. Das ist natürlich gut möglich.
 Aber jedenfalls, ich habe in der Brexit-Debatte eigentlich kein Beispiel dafür gefunden, wo jetzt konkret mehr Freiheit gewonnen werden könnte.
 Aber wie gesagt, das zentrale Beispiel ist Immigration, also die Freiheit quasi Fremder aus dem Land zu halten. Da gibt es theoretisch den Vorteil, wenn das Vereinigte Königreich jetzt weder dem europäischen Wirtschaftsraumbeitritt noch dem Schengen-Raumbeitritt, da sind sie bislang ja auch schon nicht drin,
 und das dann tatsächlich schafft, dass es keine Personenfreizügigkeit mehr gibt mit anderen europäischen Staaten, wenn man das denn tatsächlich will und wenn man das denn tatsächlich als Freiheitsgewinn sieht.
 D'accord, aber den Freiheitsgewinn zum Beispiel eben Menschen aus Indien nicht ins Land zu lassen oder aus Pakistan, den kriegt man damit zum Beispiel schon mal nicht. Dann müsste man vielleicht Verträge im Commonwealth-Rahmen ändern.
 Genau, also ich denke, es bezieht sich vor allem auf die legislative Gesetze zu erlassen, weniger Regeln aus Brüssel zu befolgen. Aber wie gesagt, vielleicht ist das auch weniger Freiheitsgewinn als Sie glauben.
 Okay, so vielleicht erstmal dazu. Eure Ideen, Gedanken, Anmerkungen sind natürlich immer willkommen. Also wie gesagt, es kam ja auf Twitter, das finde ich auch sehr bemerkenswert, schon der Hinweis,
 "Lager der Nation" sei der erste Podcast, dessen Webseite einige aufsuchen, um die Kommentare zu lesen.
 Ja, und das muss man sagen, macht uns auch, also mir, ich glaube auch Philipp, echt total viel Spaß. Es gibt einfach nach jeder Folge spannende Diskussionen über den Inhalt der Sendung. Das ist wirklich großartig. Insofern vielen Dank für die Menschen, die sich teilweise ganz offensichtlich viel Zeit genommen haben, um sich wirklich noch konstruktive Beiträge zu liefern, die Sendung zu vertiefen. Also das ist wirklich ganz toll, macht richtig viel Spaß.
 Genau. Nichtsdestotrotz gibt es natürlich außer Brexit noch andere Themen, unter anderem ein Thema, was wir öfter schon mal angerissen hatten und was wir jetzt nochmal vertiefen wollen.
 Ja, ganz genau. Wir haben in der letzten Folge,
 oder in den letzten zwei Folgen über das Thema Jake Applebaum,
 Applebaumgate, Jakegate gesprochen.
 Und das hat uns wiederum hingeführt zu der Diskussion
 um eine Reform des Sexualstrafrechts.
 Ebenso der Fall Gina Lisa Lofing, der von vielen stark gemacht wurde,
 als ein Beispiel dafür, dass das deutsche Sexualstrafrecht
 reformbedürftig ist. Da haben wir in der letzten Folge schon
 Bedenken angemeldet, dass dieser konkrete Fall sich eignet.
 Was läuft falsch im deutschen Sexualstrafrecht und was müsste sich ändern?
 Die finden wir ausgesprochen spannend.
 Da haben wir uns wiederum eine Expertin eingeladen.
 Ganz kurz noch mal, wer freut, du würdest mich ankündigen.
 Also, es gibt ja eine Kommission,
 die dieses Sexualstrafrecht quasi reformieren soll.
 Oder? Da sitzt die Dame, glaub ich, auch drin.
 Ja, diese Kommission ist von diesem Club,
 in dem sie Mitglied ist, von der deutschen Juristin im Bund.
 Genau. - Ja.
 Aber sag noch mal, wo ...
 Also, häng das doch noch mal ein, diese Reform des Sexualstrafrechts.
 Wo ist der Debatte gerade? Woher kommt die? Wo stehen wir da?
 Also, die Debatte kreist um die Frage,
 ob denn nach deutschem Sexualstrafrecht
 sexuelle Handlungen schon dann strafbar sind,
 wenn jemand von den zwei Partnern oder noch mehr Partnern
 nicht zugestimmt hat oder nein gesagt hat.
 Einfach nein. - Genau.
 Die Frage ist, das wird auf Twitter ein bisschen zusammengefasst
 als "Nein heißt nein".
 Das würde ich persönlich auch sofort unterschreiben.
 Natürlich darf es keine sexuellen Handlungen
 gegen den Willen des anderen geben.
 Die Frage ist, ob das im deutschen Sexualstrafrecht heute schon so ist.
 Der klassische Vergewaltigungstatbestand verlangt neben einem Nein,
 neben fehlendem Einverständnis, ein bisschen mehr.
 Da muss ein nötigendes Element dazukommen.
 Es gibt aber auch noch andere Straftatbestände,
 es gibt den Sexuellmissbrauch von Kindern,
 es gibt noch Sonderfälle.
 Aber wenn es um Erwachsene geht, ist es in der Tat so,
 dass zu einem bloßen Nein noch was hinzukommen muss bisher.
 Und das ist breit kritisiert worden,
 weil viele Menschen empfinden, und ich persönlich würde das unterschreiben,
 dass eine Vergewaltigung schon dann vorliegt,
 wenn jemand gegen seinen Willen oder ihren Willen
 zu einer sexuellen Handlung gezwungen wird.
 Gibt es denn jetzt schon einen Gesetzentwurf dafür?
 Oder wo ist dieser politische Prozess in der Reform des Sexualstrafrechts?
 Es gibt einen Gesetzentwurf aus dem Bundesministerium
 für Justiz und Verbraucherschutz,
 der, wie ich finde, sehr komplex geraten ist
 und der sehr breit kritisiert worden ist vom Deutschen Richterbund,
 der eher eine konservative Organisation ist.
 Ebenso wie zum Beispiel vom Deutschen Juristinnenbund,
 aber auch von dem Bundesverband der Stellen,
 an die sich verfolgte Frauen wenden können.
 Also, ich sag jetzt mal, untechnisch,
 aber der Bundesverband hat den auch kritisiert.
 Was Heiko Maas vorgelegt hat, war wie so oft nicht so ganz durchdacht.
 Jedenfalls sind die betroffenen Kreise einhellig der Meinung gewesen.
 So geht's jedenfalls nicht.
 Nun hat sich aber vor Kurzem eine kleine Runde
 von Abgeordneten aus den beiden Regierungsfraktionen darauf geeinigt,
 den Entwurf von Heiko Maas quasi im Bundestag zu überarbeiten.
 Das Gesetz wird jetzt in etwas anderer Form kommen.
 Wir hatten gehofft, dass wir schon konkreten Text
 als Grundlage unserer Diskussion bekommen können.
 Es gibt noch nichts, es gibt quasi eine politische Einigung,
 wo Thesen drinstehen, was da beschlossen werden soll.
 Aber wir wollten das Thema nicht noch mal weiter schieben,
 sondern wollten jetzt einfach mal,
 weil es immerhin eine politische Marschroute gibt,
 da uns noch mal mit einer Expertin drüber unterhalten.
 Dazu haben wir eingeladen Dagmar Freudenberg.
 Sie ist von Haus aus Staatsanwältin, arbeitet zurzeit
 aber im niedersächsischen Justizministerium
 und ist Vorsitzende der Kommission des Deutschen Juristinnenbundes
 für Strafrecht und damit mit der Materie sexuales Strafrecht
 ja auch sehr intim vertraut.
 Und Sie begrüßen wir jetzt am Telefon.
 Hallo, Frau Freudenberg. - Schönen guten Tag, Herr Banzel.
 Wir haben zunächst mal die Bitte,
 dass Sie unseren Hörern kurz erläutern.
 Was ist denn eigentlich der Deutsche Juristinnenbund?
 Das hat vielleicht noch nicht jeder gehört.
 Der Deutsche Juristinnenbund ist ein Zusammenschluss
 von Juristinnen, also nur Frauen,
 und Wirtschaftswissenschaftlerinnen beziehungsweise Frauen,
 die im Bereich der Volkswirtschaft oder Betriebswirtschaft tätig sind,
 die sich zusammengeschlossen haben,
 um eben unter dem Aspekt der Gleichberechtigung
 die Frauenrechte zu vertreten und dafür einzutreten,
 dass das umgesetzt wird.
 Das ist also keine Verbandsarbeit zur Durchsetzung,
 beispielsweise wie Gewerkschaften von höheren Löhnen oder so was,
 sondern es geht um Mitgestaltung beim Recht.
 Und was sind da so ein, zwei Sachen, um die Sie sich kümmern?
 Wir haben uns in der letzten Zeit sehr gekümmert
 um die Gleichberechtigung in den Aufrecht treten,
 dass eben Frauen auch in führende Positionen kommen.
 Das Stichwort "desarne Decke" ist vielleicht von Bedeutung.
 Und wir kümmern uns jetzt aktuell auch
 um die Frage der Gleichberechtigung und Gleichstellung
 im Wirtschaftsleben, in der Arbeitszeit.
 Das Wahlarbeitsgesetz, da haben jetzt Kolleginnen von mir
 im Püro-Sinnenbund einen Vorschlag entwickelt.
 Und wir kümmern uns auch um die Gleichstellung
 im Sozialrecht und solchen Sachen.
 Ein Anlass, warum wir Sie auch mal antelefoniert angesprochen haben,
 ist die geplante Reform des Sexualrechts.
 Wo sehen Sie da Lücken?
 Das Sexualstrafrecht ist ja schon relativ alt.
 Im Strafgesetzbuch ist der Abschnitt,
 wo die Sexualstraftaten geregelt sind,
 überschrieben mit dem Schutz der sexuellen Selbstbestimmung.
 Das, was allerdings in dem Abschnitt drinsteht,
 dient nicht dem Schutz der sexuellen Selbstbestimmung,
 sondern das dient nur dem Schutz vor extremen Straftaten,
 die mit Gewalt begangen werden
 oder wo eine schutzlose Lage ausgenutzt wird.
 Das, was in der Bevölkerung,
 wie sich in den letzten Monaten herausgestellt hat,
 gedacht wurde, dass, wenn jemand Nein sagt zu sexuellen Handlungen,
 dass dann derjenige, der sich über dieses Nein hinweg setzt,
 sich auch strafbar macht, das ist derzeit nicht der Fall.
 Das möchten wir gerne geändert haben
 im Sinne des Schutzes des Rechts auf sexuelle Selbstbestimmung.
 Das heißt, des Schutzes, dass jeder Mensch,
 egal ob Frau oder Mann, selbst entscheiden kann,
 ob, wann und mit wem er welche sexuelle Handlung durchführt.
 Können Sie das ... - Das ist ein Teil der Menschenwürde.
 Können Sie das vielleicht noch ein bisschen plastisch machen,
 dass Sie vielleicht einen Fallbeispiel bilden,
 in dem ein Nein, wie Sie sagen, noch kein Nein ist,
 wo also derzeit das Sexualstrafrecht noch eine Lücke aufweist?
 Ja, wenn man ...
 mal eine alltägliche Situation nimmt,
 Menschen, die sich kennen, Frau und Mann.
 Der Mann lädt die Frau ein zum Kaffee trinken
 in einer neuen Wohnung, und sie geht hin.
 Man kennt sich, man ahnt nichts Böses
 und rechnet auch nicht mit irgendwelchen Dingen,
 die man nicht abgesprochen hat.
 Und dann, während des Kaffee- trinkens,
 wird der Mann zudringlich, fängt an zu streichen,
 oder wie auch immer, und die Frau sagt, nein, ich möchte das nicht.
 Und der Mann setzt sich aber über dieses Nein hinweg und macht weiter.
 Dann gibt es derzeit keine Möglichkeit, das zu bestrafen.
 Denn derzeit sagt Paragraph 177,
 der Strafstraf, statt der sexuellen Nötigung und Vergewaltigung,
 dass nur der sich strafbar macht,
 der sexuelle Handlungen mit Gewalt oder mit Drohung
 gegen Leib oder Leben,
 das heißt also Todesdrohung oder Verletzungsdrohung,
 oder aber unter Ausnutzung einer schutzlosen Lage,
 das Opfer nötigt, sexuelle Handlungen an sich zu dulden
 oder an dem Täter vorzunehmen.
 Und das ist etwas, ein Nötigungselement bedeutet immer Zwang
 und aktive Gegenwähler.
 Und das BMJV, also das Bundesministerium
 für Justiz und Verbraucherschutz,
 hat ja im letzten Jahr einen Entwurf vorgelegt,
 um Schutzlücken zu schließen,
 die von den Frauenverbänden in den letzten Jahren
 identifiziert worden sind und wo gesagt worden ist.
 Und diese Situation ist derzeit noch nicht vom Gesetz geschützt.
 Und mit diesem Gesetzentwurf sind wir aber auch nicht zufrieden,
 weil auch das anknüpft an Paragraf 179,
 in dem Widerstandsunfähigkeit geregelt wird.
 Es geht also um die Situation,
 wo eine erwachsene Frau geschützt werden muss
 vor Handlungen gegen ihren Willen.
 Noch mal eine kurze Nachfrage.
 Eine erwachsene Person, nicht nur die Frauen.
 Sie haben es eben geschildert,
 die Voraussetzungen, die gegeben sein müssen,
 damit ein Nein dann auch Nein ist,
 dass eine sexuelle Handlung auch strafbar ist.
 Da haben Sie gesagt, sinngemäß, ich paraphraseer das,
 nicht so im Vollbesitz der geistigen Kräfte oder schutzbedürftig.
 Bedeutet das zum Beispiel auch,
 dass wenn ein Mann mit einer Frau Sex hat,
 die Frau aber offensichtlich
 beispielsweise unter dem Einfluss von Drogen steht
 und offensichtlich nicht mehr so richtig Herr ihrer Lage ist
 und Herr ihrer Sinne ist, ist das auch schon strafbar?
 Das sollte genauso strafbar sein.
 Es ist eigentlich noch zusätzlich ein Missbrauch der Situation,
 wenn man das so will.
 Das ist aber schon strafbar heute auch nach geltendem Recht.
 Ja, ob das so klar schon strafbar ist,
 wenn sie widerstandsunfähig ist, ja, dann ist es strafbar.
 Aber wenn sie nur angetrunken ist beispielsweise,
 dann ist es eben problematisch,
 ob das schon als widerstandsunfähigkeit ausgerichtet wird.
 Das wäre von dem Gesetzentwurf,
 der vorgelegt worden ist, in der neuen Fassung umfasst gewesen.
 Aber das reicht nicht.
 Das ist eine besondere Kassellation,
 die zusätzlich strafschärfend wirken muss.
 Denn wenn jemand die schwache Situation eines Menschen ausnutzt,
 um Handlungen zu begehen, von denen er davon ausgehen kann,
 dass es nicht ohne weiteres im Einverständnis geschieht,
 dann ist das etwas, was aus meiner Sicht bei der Frage der Bestrafung,
 wenn man es denn unter Strafe stellt, und das wollen wir,
 dass das zu wirklich strafschärfend wirken müsste.
 Das heißt, man muss von einem Grundtatbestand ausgehen.
 So will es ja auch das Eckpunktpaket der Koalition,
 wenn ich das jetzt richtig verstanden habe,
 einem Grundtatbestand, dass, wenn eine Person sagt,
 nein, ich will das nicht, oder das konkludent zum Ausdruck bringt,
 nicht nur mit Worten, sondern auch nonverbal,
 also durch Abwehren oder auch durch ...
 entziehen, durch Kopfschütteln oder Ähnliches,
 dass das dann akzeptiert wird.
 Das heißt, wenn man das noch mal so zusammenfasst,
 bislang ist es so, dass das Nein als solches noch nicht reicht,
 sondern zu dem Nein muss noch etwas hinzukommen,
 zum Beispiel die Widerstandsunfähigkeit
 oder ein nötigendes Element.
 Richtig. So kann man das zusammenfassen.
 Und jetzt die These, die dem Koalitionskompromiss jetzt zugrunde liegt,
 ist hingegen, dass ein Nein auch tatsächlich
 ausreicht als strafbegründendes Element,
 sofern man sich darüberhin wegsetzt.
 Ja. Genau.
 Und reicht Ihnen das?
 Derjenige, der sich darüberhin wegsetzt,
 sich strafbar macht,
 weil er sich dem geäußerten Nein nicht fügt.
 Und reicht Ihnen das? Ist das okay?
 Sind die Lücken gestopft?
 Den endgültigen Entwurf kenne ich bisher noch nicht.
 Ich kenne bisher nur das Eckpunktepapier.
 Das wäre schon das, was wir auch wollen, ja.
 Und kann man da nicht ...
 Also, wenn ich so höre manchmal,
 es werden halt so, sagen wir so,
 Alltagssituationen unter Strafe gestellt und strenger geregelt,
 gibt's da die Furcht, sagen wir mal,
 einer Überregulierung,
 einer Überstrafbarkeit solcher Handlungen?
 Befürchten Sie, dass das so ein bisschen,
 sagen wir mal, über das hinausgeht,
 was Sie und viele andere legitimerweise auch beabsichtigen?
 Das wird immer angeführt, ja, dass das eine Situation ist,
 wo eigentlich sozial adäquate Handlungen
 unter Strafe gestellt werden.
 Aber es ist ja nicht sozial adäquat,
 wenn ich über den Willen eines anderen hinwegsetze.
 Und deswegen sehe ich die Gefahr nicht.
 Jeder Mensch kann selbst bestimmen über sein Leben
 und über das, was er tut und lässt,
 und mit sich machen lässt, normalerweise.
 Und wenn man sich so hinwegsetzt,
 dann ist das bei bestimmten Rechtsgütern unter Strafe zu stellen.
 So ist es mit der sexuellen Selbstverstimmung auch.
 Es gilt genauso für das Eigentum wie auch für die Körperverletzung.
 Ich muss auch nicht hinnehmen und ich muss mich auch nicht aktiv dagegen wehren,
 wenn jemand mich schlagen will.
 Sondern dann kann ich davon ausgehen,
 dass derjenige, der mich schlägt, weiß, dass er sich da strafbar macht.
 Und die sexuelle Selbstverstimmung ist kein allgemein verfügbares Gut.
 Das sieht man auch so ein bisschen in der Entwicklung.
 Das kommt ja auch in einem Geschlechterverhältnis zum Ausdruck,
 wie wir es in den Gesetzen spiegelbildlich immer geregelt haben.
 Im letzten Jahrhundert galt ja noch das BGB in der Form im Familienrecht,
 dass beispielsweise die Frau die ehrlichen Pflichten zu erfüllen hatte.
 Darunter fasste man auch die sexuellen Pflichten.
 In der Diskussion ... - Und zwar ...
 Ja, Wolf, ja.
 ... diese sexuellen Pflichten musste die Ehefrau erfüllen.
 Und das war das Bild, was dem zugrunde lag.
 Und über dieses Bild sind wir nun mittlerweile
 in der Entwicklung hinausgekommen.
 Es ist ja auch so, dass in der Bevölkerung ...
 Es haben die Diskussionen nach den bedauerlichen Vorfällen zu Silvester
 in vielerorts ja gezeigt, dass in der Bevölkerung
 davon ausgegangen wurde, dass das schon längst die gesetzliche Situation ist,
 dass derjenige, der sich über ein Nein bei sexuellen Handlungen hinwegsetzt,
 sich strafbar macht.
 Jetzt bin ich nicht so intim vertraut mit so Vergewaltigungsprozessen
 und Strafvermittlungen in Vergewaltigungsfragen.
 Was ich nur immer so mitkriege, ist, dass es doch offensichtlich
 oft sehr schwer ist, nachzuweisen,
 dass es kein einvernehmlicher Geschlechtsverkehr war.
 Ändert sich an diesem Problem etwas mit dieser Reform?
 Die Frage der Beweisbarkeit wird dadurch nicht geändert.
 Das wird genauso schwierig sein wie bei den Verfahren vorher auch.
 Aber das kann nicht der Grund sein,
 deshalb stellen wir das nicht unter Strafe.
 Wenn man sagt, die Beweisbarkeit ist ausschlaggebend
 für die Frage, ob man etwas unter Strafe stellt,
 dann dürften wir den Wohnungseinbruch auch nicht unter Strafe stellen.
 Da haben wir eine ganz schlechte Aufklärungsquote,
 eine ganz schlechte Beweisbarkeit.
 Und wir sind weiter von dem Fernseher zu sagen,
 dass wir das nicht unter Strafe stellen wollen.
 Deswegen kann das kein Argument sein.
 Gerade die Sexualdelikte sind immer eine Situation
 in einer Zweiersituation.
 Also einer, der handelt und einer, der behandelt wird,
 der die sexuellen Handlungen eben tragen muss oder erdulden muss.
 Und da wird es immer darauf ankommen,
 dass man prüft, wem kann geglaubt werden.
 Diese Aussage gegen Aussagesituation
 haben wir aber in vielen Verhältnissen
 und auch in dem bisherigen Sexualstrafrecht schon gehabt.
 Beispielsweise, wenn es um die Frage geht,
 die Drohung mit einer Gefahr für leibhafter Leben.
 Wenn das Opfer berichtet,
 der hat mich bedroht damit, dass er mich umbringt,
 dann wäre das ja auch nach dem bisherigen geltenden Recht
 schon eine Straftat,
 wenn dann in der Situation sexuelle Handlungen vorgenommen wurden.
 Und dann kann man eben gucken, wenn der Täter sagt,
 dann hat man eine ähnliche Situation, Aussage gegen Aussage.
 Da muss man gucken, ob man das in irgendeiner Form
 zum einen oder zum anderen noch beweiskräftiger belegen kann.
 Und das ist sozusagen das, was die Polizei und die Staatsanwaltschaft
 im Rahmen der Ermittlungen tun muss.
 Das heißt, man muss also, ja, die Aussagen ermitteln,
 man muss die Umstände zu ermitteln versuchen.
 Und das wird sich nicht ändern.
 Sie sagten ja gerade schon,
 dass nach der jetzt jedenfalls im Rahmen eines Eckpunktepapiers
 gefundenen Einigung in der Koalition
 doch bestimmte Voraussetzungen für eine Strafbarkeit wegfallen.
 Also, dass sich das reine Nein hinwegsetzen über ein Nein
 so reichen, das heißt,
 wegfallen doch die Voraussetzungen z.B. eines nötigenden Elements
 oder die Voraussetzungen der Widerstandsunfähigkeit.
 Aber wenn weniger Tatbestandselemente nachgewiesen werden müssen
 im Verfahren, erleichtert das nicht doch durchaus die Beweisführung?
 Ähm ...
 Das werden wir sehen müssen, das wird sich in der Praxis erweisen.
 Es könnte erleichtert werden, vor allen Dingen auch deswegen,
 weil es jetzt nicht mehr so entscheidend
 auf die Einzelheiten der sexuellen Handlungen ankommen wird.
 Und weil es mehr der Fokus sein wird, hat das Opfer Nein gesagt
 oder hat das Nein signalisiert.
 Ich telefoniere gerade, ich bin gleich fertig.
 Entscheidend wird sein in der Beweisführung,
 ob das Opfer Nein gesagt hat oder Nein signalisiert hat
 und ob der Täter das erkannt hat oder ob er das ...
 das billigend in Kauf genommen hat,
 dass er gegen das Nein des Opfers verstößt.
 An diesem letzten Punkt gleich noch mal einzuhaken.
 Einige Kritiker einer solchen Neuregelung behaupten ja zum einen,
 dass es gar keine Lücke gäbe.
 Ich denke, das haben Sie uns schon erläutert, wo Sie diese Lücke sehen.
 Auch darauf, dass der Wegfall dieses nötigen Elements dazu führen könnte.
 Ja, wenn also nur noch das bloße Nein im Prinzip reicht,
 dass es vermehrt zu Falschbelastungen und Falschbeschuldigungen kommen könnte.
 Was halten Sie denn von diesem Einwand?
 Davon halte ich ehrlich gesagt wenig.
 Weil Studien, von denen wir bisher noch nicht so viele haben,
 belegen, dass diese gezielte Falschbezichtigung,
 die es natürlich gibt, dass die aber nicht so häufig vorkommt,
 es gibt die Bremer Studie zu Verwaltungsverfahren
 aus dem Jahr 2012.
 Und angeknüpft an die Verfahren im Jahr 2012,
 die dort durchgeführt worden sind,
 hat die Hochschule für öffentliche Verwaltung
 in Bremen eine Untersuchung durchgeführt
 und hat festgestellt, dass die wirklichen Falschbezichtigungen
 deutlich unter zehn Prozent lagen.
 Man darf das nicht verwechseln damit, dass die Verfahren eingestellt werden
 aufgrund von Verfahrenskonzepten.
 Wir können eine Anklage nur dann erheben,
 wenn wir hinreichenden Tatverdacht begründen können.
 Das heißt, wenn aufgrund der ermittelten Beweise, die wir haben,
 und jedem Täter muss eine Tat nachgewiesen werden,
 wir haben die Unschuldsvermutung,
 deswegen muss keiner sich selbst bezichtigen
 oder an seiner Beschuldigung mitwirken.
 Wir müssen das als Staat wegen des Gewaltmonopols,
 das wir haben, beim Staat nachweisen.
 Und wenn wir nach der Beweissituation dann sagen müssen,
 das könnte eventuell doch eher zu einem Freispruch führen
 und nicht reichen für eine Verurteilung,
 ich nenne das jetzt salopp, 51 Prozent Wahrscheinlichkeit
 einer Verurteilung brauchen wir.
 Wenn wir nur 49 Prozent haben, müssen wir das Verfahren einstellen.
 Mangelziem ist kein Tatverdacht.
 Es ist aber ein Unterschied,
 ob man die Person mitteilt, ich musste das Verfahren einstellen,
 weil das ist nach unseren Gesetzen nicht strafbar,
 oder ob man mitteilt, ich musste das Verfahren einstellen,
 weil die Beweise nicht ausreichen.
 Das ist für die betroffene Person qualitativ
 ein erheblicher Unterschied.
 Noch mal so ein Blick über den Tellerrand.
 Sie haben die Vorfälle in Köln in der Silvesternacht angesprochen.
 Sie haben jetzt auch den schwierigen Nachweis vor der Reform
 und vielleicht auch nach der Reform angesprochen.
 Mal abgesehen von der Rechtslage,
 wo sehen Sie denn bei Polizei und Justiz
 noch Defizite im Umgang mit Vorwürfen sexueller Übergriffe?
 Was kann man da konkret machen, wenn es da Defizite gibt?
 Also, ich gehe mal aus von dem,
 was wir auch in der Europäischen Union an Richtlinien haben.
 Wir haben die Aufschutzrichtlinie der EU von 2012,
 die jetzt umgesetzt worden ist,
 auch durch das Dritte Aufrechtsreformgesetz,
 dass die Polizei- und Justizbediensteten
 im Umgang mit Opfern geschult werden müssen.
 Das gilt natürlich für diesen Bereich auch besonders.
 Dass man für die besonderen Bedürfnisse von Betroffenen
 in diesem Kontext geschult wird, sensibilisiert
 und diskriminierungsfrei den Umgang übt.
 Das heißt also, nicht mit Vorurteilen daran geht,
 sondern dass man guckt, was ist wirklich gewesen
 und das möglichst vorurteilsfrei macht.
 Und dass man die Bedürfnisse der Opfer dann eben auch wahrnimmt
 und berücksichtigt dabei.
 Genauso wie die Prinzipien, die wir im Strafprozess haben,
 und die den Beschuldigten schützen.
 Das muss beides intensiv bewusst gemacht werden.
 Und die Beteiligten, die da agieren, müssen dafür geschult werden.
 Das schreibt uns diese Aufschutzrichtlinie der EU
 im Übrigen ausdrücklich vor.
 Und das passiert noch zu wenig?
 Ich denke, das ist noch ausbaufähig.
 Okay. Super.
 Haben Sie noch was auf dem Herzen, was Sie immer schon mal sagen wollten?
 Ich freue mich, wenn es tatsächlich geschafft wird,
 dass das Recht auf sexuelle Selbstbildungsdienung umgesetzt wird,
 auch im Strafgesetzbuch.
 Vielen Dank, Dagmar Freudenberg.
 Das war im Gespräch mit der Lage der Nation Dagmar Freudenberg,
 die Vorsitzende der Strafrechtskommission
 des Deutschen Juristinnenbundes.
 Vielen Dank, dass Sie Zeit hatten,
 mit uns über die Reform der Sexualstrafrechts zu sprechen.
 Genau.
 Gut. Vielen Dank, das war Frau Freudenberg vom Juristinnenbund.
 Ulf, wie ist denn deine Einschätzung?
 Es gab ja sonst zwei, drei Punkte.
 Also, die eine Sache ist, wird es mehr Anzeigen,
 mehr Beschuldigungen geben,
 weil es eben einfacher sein könnte demnächst.
 Ich muss ganz ehrlich sagen,
 ich finde das extrem schwer zu prognostizieren.
 Natürlich wird es einfacher,
 wenn man dieses berühmte nötigende Element nicht mehr nachweisen muss,
 das bloße Nein, das muss sich immer noch manifestieren.
 Man muss das Nein schon noch deutlich machen.
 Aber wenn das Nein reicht, ist es im Prinzip leichter zu beweisen.
 Das hatte ich Frau Freudenberg gefragt,
 fällt nicht ein Tatbestandsmerkmal weg,
 das müsste leichter sein.
 Damit müsste es leichter sein, jemanden zu Unrecht zu beschuldigen,
 weil das bloße Nein reicht.
 Auf der anderen Seite ist das, glaube ich,
 ganz schwer zu prognostizieren, wie die Gerichte damit umgehen werden.
 Ich glaube, das wird da einfach sich eine sehr strikte Beweiswürdigung einbürgern.
 Weil, das muss man immer dazu sagen,
 im Strafrecht gilt ja nun mal im Zweifel für den Angeklagten.
 Das heißt also, es muss ...
 über jeden vernünftigen Zweifel erhaben sein,
 dass da tatsächlich ein Nein nicht nur im Kopf der Frau sich abspielte,
 sondern auch tatsächlich manifestiert worden ist.
 Wie schwer das sein kann, zeigt dieser Fall Gina Lisa Lofing.
 Da ist sogar auf dem Video ein Nein zu hören.
 Da hat man dokumentiert, was im seltensten Fall der Fall ist.
 Da ist es umstritten.
 Da ist es umstritten, weil da eben das Gericht sagt,
 mit Sachverständigerhilfe, das bezieht sich nur aufs Film.
 Also, sagen wir mal so, als Symbol ist das, glaube ich, sehr wichtig,
 dass man einfach im Strafgesetz deutlich festlegt,
 nein heißt nein.
 Als Symbol halte ich das für sehr wichtig,
 weil ja, jedenfalls ist das die Hoffnung der vielen Strafrechtler,
 dass was der Gesetzgeber unter Strafe stellt,
 auch irgendwo die Wertvorstellung in der Bevölkerung prägt.
 Stichwort Vergewaltigung in der Ehe war bis in die 90er-Jahre nicht strafbar.
 Da gab es so eine Art Pflicht der Frau,
 wenn der Gott ergattet das wollte.
 Und das ist heutzutage schon gar nicht mehr vorstellbar.
 Das war schon in den 90ern nicht mehr so richtig vorstellbar,
 als es endlich mal geändert wurde
 gegen fanatischen Widerstand aus der Unionsfraktion.
 Übrigens, die sich ja immer so für die Frauen einsetzen.
 Das ist interessant, wer sich mal richtig gruseln will,
 um die Liste der namentlichen Abstimmung nachzulesen.
 Ich will keine einzelnen CDU-Abgeordneten diffamieren,
 aber das ist interessant nachzulesen.
 Auf jeden Fall kann man an diesem Beispiel sehen,
 dass Strafrecht schon das Potenzial hat,
 wertbildend zu wirken in der Bevölkerung.
 Jetzt war es da andersrum.
 Bei der Vergewaltigung in der Ehe war die Gesellschaft weiter
 als das Strafrecht. - Absolut.
 Es hat sich den gesellschaftlichen Bedürfnissen angepasst.
 Das ist trotzdem ein Prozess, der sich gegenseitig verstärkt.
 Da ist das Strafrecht, damit wird's den letzten klar,
 da ist der Zug abgefahren.
 In diesem Bereich glaub ich auch,
 dass die Gesellschaft mehrheitlich der Meinung ist.
 Gegen den Willen jemandes kann man nichts anstellen.
 Das sollte klar sein.
 Da hoffe ich schon, dass das was bringt.
 Was das dann in der Praxis bedeutet
 für die Anwendung der sexuellen Strafrechte,
 ich glaube, es wird nach wie vor sehr viele Fälle geben,
 wo Frauen Anzeige erstatten und es nicht zu einer Verurteilung kommt.
 Wo sie dann subjektiv das Gefühl haben,
 das sei eine himmelsschreiende Ungerechtigkeit.
 Jetzt hat Thomas Fischer, heißt er, in der Zeit,
 Richter am Bundesgerichtshof dazu sich auch geäußert.
 Und sinngemäß, ich fass das mal unjuristisch zusammen,
 so nach dem Motto Leute, auch heute ist schon eine ganze Menge verboten.
 Also, er hat das sozusagen schon,
 sagen wir mal so, die implizite Androhung von Gewalt.
 Also, wenn eine Frau schon, sagen wir mal,
 das Recht hat anzunehmen,
 dass ihr bei einem Nein Gewalt drohen könnte,
 ist ...
 ähm ...
 sagen wir mal, ein ...
 ist eine sexuelle Handlung ihr gegenüber strafrechtlich relevant.
 Das stimmt natürlich, das Problem ist bloß,
 dass man im Strafrecht nicht nur prüfen muss,
 was ist objektiv passiert,
 sondern man muss auch mal den sogenannten Vorsatz prüfen.
 Das täte das ab.
 Und da muss also dann der Vergewaltiger,
 der Mutmeister hier, Vergewaltiger,
 in seine Vorstellung aufgenommen haben,
 die macht nur mit, weil sie denkt, sonst verprügel ich sie gleich.
 Das ist ja praktisch nicht nachzuweiten.
 Das ist auch das Problem mit diesem berühmten nötigenden Element.
 Weil das nicht nur die objektive Seite hat,
 die Frau hat vielleicht nur deswegen mitgemacht,
 sondern das hat auch die subjektive Seite,
 die die Frau in seinen Willen aufgenommen hat,
 dass sie nur deswegen mitmacht.
 Das ist nicht so weit.
 Thomas Fischer hat recht, wenn er sagt, das ist heute schon so,
 aber er hat rechtsoziologisch unrecht,
 weil das in der Praxis zu solchen Schwierigkeiten für die ...
 Der Beitrag von Thomas Schüssel ist auch in den Kommentaren aufgetaucht,
 er ist wahnsinnig polemisch,
 da muss man fast eine Triggerwarnung davor treten.
 Wir können den mal vorsichtig verlinken.
 Aber Leute, ich fand das der Sache überhaupt nicht dienlich,
 dass das wirklich polemisch ist.
 Thomas Fischer ist sicher nicht ein brillanter Kopf,
 aber da ist er aus meiner Sicht
 stilistisch weit übers Ziel hinausgeschossen.
 Kurz und gut, ich glaube, die beabsichtete Reform ist gut,
 als es irgendwie klar ist, das Symbol mal zu setzen,
 hey, nein heißt nein.
 Da bin ich sofort dabei.
 Ich glaube aber, dass die Erwartung an das Sexualstrafrecht
 gerade auch in den Kreisen der Nein-heißt-neinen-Fraktionen
 massiv überschätzt werden.
 Ich glaube, dass ist meine Prognose zu einer enormen Enttäuschung,
 weil dann gesagt wird, es gibt immer noch nicht Verurteilung.
 Klar, es wird immer noch reserienweise Freisprüche geben,
 weil es nicht nachzuweisen ist.
 Was hat Sie es so deutlich gemacht, dass er es auch verstanden hat?
 Und wenn es eben kein Video gibt und Aussage gegen Aussage steht,
 dann wird es von so Umständen abhängen wie, wann ist sie denn ...
 Es ist typischerweise meine Frau Konzentration,
 wann ist sie zur Polizei gegangen?
 Nach einer Woche ganz schlecht, viel zu spät.
 Solche Feinheiten werden dann eine Rolle spielen,
 das sind dann oft auch Zufälligkeiten.
 Und ... ja, ich unterschreibe diese Änderung,
 aber ich sehe voraus, dass es da enorme Enttäuschungen gibt.
 Genau, aber ich finde auch gut,
 dass es so eine gesellschaftliche Klarstellung gibt,
 eine ziemlich einfache Regel eigentlich.
 Und denke auch, dass es, wenn es denn so kommt,
 eigentlich besser ist als der Status quo.
 Das glaube ich. - Das auf jeden Fall.
 Man muss nur so ein Expectation-Management betreiben.
 Das ist eine Lösung des Problems von Rape Culture,
 wie es manche nennen.
 Genau, aber ich finde, ich kann mir schon vorstellen,
 dass es die Position insofern schon vereinfacht,
 weil die Regel einfach einfacher ist.
 Du kannst einfach sagen, hör mal, nein ist nein.
 Don't you know?
 Und da gibt's dann auch kein Ja, wenn und aber,
 sondern nein ist nein.
 So, das würde sozusagen, glaube ich,
 das Bindenverhältnis in vielen Sachen schon einfacher machen,
 zu kommunizieren.
 Wir bleiben im Inland. - So sieht's aus, Bundesverfassungsgericht.
 Das ist dein ... - Ja.
 Dein Spielgebiet.
 Genau, ganz aktuelle Entscheidung aus Karlsruhe,
 auf die wir noch kurz hinweisen wollten.
 Wir haben diese Woche keinen ganzen Kurznachrichtenblock,
 weil Brexit so ein Megathema war.
 Aber das hier wollten wir euch nicht vorenthalten.
 Das Bundesverfassungsgericht hat nämlich gesagt,
 normalerweise darf man "all cops are bastards" schreiben.
 Es ging um einen Fall,
 der das Problem der sogenannten Kollektivbeleidigungen
 problematisiert hat.
 Und der Sachverhalt ist sehr plastisch,
 deswegen lese ich den mal kurz vor aus der Pressemitteilung.
 "Beim Besuch eines Fußballspiels trug der Beschwerdeführer ..."
 Also der Mensch, der zum Bundesverfassungsgericht gegangen ist
 und Verfassungsbeschwerde erhoben hat.
 "... trug der Beschwerdeführer des Verfahrens eine schwarze Hose,
 die im Gesäßbereich großflächig mit dem gut sicht- und lesbaren
 Schriftzug A, C, A, B."
 "All cops are bastards."
 "All cops are bastards", soll das wohl heißen.
 Wobei, ich bekam ... Kommt gleich drauf.
 "Nach dem Spiel verließ er das Stadion auf einem Weg,
 der an einigen dort eingesetzten Bereitschaftspolizisten
 vorbeiführte.
 Das Amtsgericht verurteilte den Beschwerdeführer
 wegen Beleidigung gemäß § 185 Strafgesetzbuch.
 Die Berufung zum Landgericht und die Revision zum Oberlandesgericht
 blieben erfolglos.
 Mit anderen Worten, der einfache Rechtsweg war hier ausgeschöpft
 war der Weg zum Bundesverfassungsgericht frei."
 Es gibt noch einen zweiten Fall, aber den lassen wir jetzt mal aus.
 Dieser erste macht das schon hinreichend deutlich.
 Das Bundesverfassungsgericht hat in der Verurteilung
 eine Verletzung des Grundrechts aus Artikel 5 Absatz 1
 des Grundgesetzes gesehen, nämlich der Meinungsfreiheit.
 Das Bundesverfassungsgericht sagt, dieses Verhalten,
 also ich trage A, C, A, B auf meiner Hose,
 das muss zulässig sein.
 Das darf nicht unter Strafe gestellt sein.
 Das löst so ein bisschen einen seit vielen Jahren schwelenden Konflikt.
 Wenn man jemanden direkt beleidigt, klar, das ist strafbar.
 Wenn ich einem Polizeibeamten sage, du bist ein Bastard,
 dann spreche ich ihm quasi seine persönliche Ehre ab.
 Das ist eine Beleidigung.
 Die Frage ist aber immer, was ist, wenn ich eine solche beleidigende Formel,
 wenn ich die nicht gegenüber einer bestimmten Person verwende,
 sondern einfach nur in der Öffentlichkeit,
 wenn die jeder so sehen kann? - Was ist mit Polizei als ASS?
 Das wäre im Zweifel dasselbe, denke ich.
 Ist natürlich ein bisschen krasser.
 Da muss man gucken, ist das die Verwendung von Kennzeichen
 verfassungswidriger Organisationen?
 Gute Frage, Philipp, müsste ich nachlesen,
 aber allein die Bezeichnung "SA" oder "SS" ist noch kein Kennzeichen.
 Das müsste ich nachgucken, ist ein besonderer Fall.
 Bleiben wir bei dem Problem Beleidigung.
 Da ist die Frage, wenn ich einen einzelnen beleidige, klarer Fall.
 Wenn ich eine beleidigende Äußerung ohne Bezug zu einer bestimmten Person
 bezeige, war immer die Frage, ist das als Beleidigung denkbar?
 Da hat das Bundesverfassungsgericht jetzt gesagt,
 diese Konstruktion der Kollektivbeleidigung,
 wenn ich was öffentlich zeige,
 dann beleidige ich alle Mitglieder dieser Personengruppe,
 auch wenn ich die nicht kenne und nicht weiß, wer das ist.
 Das funktioniert nicht.
 Da sagt das Bundesverfassungsgericht,
 das Strafgesetz darf nur so angewendet werden,
 wenn ich den Schriftzug verwende bei Bezug zu einer hinreichend
 überschaubaren und abgegrenzten Personengruppe.
 Wenn ich mir einen Polizeibeamten gegenüberstehe
 und halte denen ins Gesicht ein Schild hoch,
 dann hab ich die vielleicht beleidigt.
 Aber wenn ich das einfach nur am Po trage
 und das nicht verwende mit Bezug auf bestimmte Polizeibeamte,
 dann ist das strafrechtlich zulässig.
 Das ist ein schönes Beispiel dafür,
 wie das Bundesverfassungsgericht Grundrechte abwägt.
 Es ist ja eine Meinung, man kann die teilen oder nicht.
 Ich teile die jetzt nicht.
 Ohrkorps, aber erstens, finde ich einen Schwachsinn.
 Es gibt auch Menschen, die nicht so sympathisch sind oder Fehler machen.
 Aber man muss Menschen wegen einzelner konkreter Fehler kritisieren
 und sie nicht pauschal beleidigen.
 Ich halte nichts von A, C, A, B.
 Oder Ohrkorps, A, B, S, S, finde ich Schwachsinn.
 Aber das ist ja eine Meinung, die man vielleicht haben kann.
 Das Bundesverfassungsgericht sagt, das kommt eben auch nicht darauf an.
 Ob das eine besonders sympathische Meinung ist,
 ist der Witz bei der Meinungsfreiheit.
 Um die Meinung darf man auch unsympathische Sachen sagen.
 Genau. - Das darf eben auch nicht unter den Tisch fallen.
 Gut. - Ja.
 Ja. - Das ist schön, dass es mal klargestellt wurde, finde ich auch.
 Ich freu mich auch, dass die Meinungsfreiheit
 da so einen hohen Rang genießt, ehrlich gesagt.
 Und nur in sehr strengen Ausnahmefällen eingeschränkt ist.
 Ich finde auch diese Abwägung plausibel zu sagen.
 Wenn ich das nur öffentlich zeige,
 dann ist der Bezug zu einzelnen Menschen so schwach,
 da muss ich als Polizeibeamter entspannt bleiben.
 Da muss ich halt durch, dass es Leute gibt,
 die sich da nicht mehr bewegen.
 Aber wenn mir das unter die Nase gehalten wird,
 sodass sich das wirklich auf mich beziehen muss,
 dann wird es zu einer Beleidigung,
 dann ist die Schwelle überschritten.
 Zum Schluss noch ein kleiner, interessanter Hinweis,
 weil ja unter euch, Hörer und Hörerinnen,
 offensichtlich auch sehr viele Akademiker sind zumindest,
 leite ich das mal so aus dem ab, was so an Kommentaren abgeworfen wird
 und per Twitter sich zu Wort meldet.
 Wir haben uns ja von der letzten Lage,
 aus unserem provisorischen Lagezentrum, gemeldet,
 wo ich das Foto auch aus das Blog aufs Blog gepasst hab,
 weil das einfach so köstlich war.
 Hätte ich mir fast gewünscht,
 dass wir das zu unserem dauerhaften Lagezentrum machen können,
 weil das so kurios war.
 Jedenfalls war ja der Anlass, warum wir da gesendet und aufgenommen haben,
 dass ich mit meiner kleinen Unternehmung Streamteam TV
 eine Konferenz von Juristen, von öffentlichen ...
 Ja, von Juristen aufgezeichnet und übertragen habe.
 Und im Nachklang hat sich was ganz Interessantes rauskristallisiert,
 was mir auch gar nicht so klar war und was ich aber sehr gut finde,
 nämlich dass die Videos,
 nicht nur auf YouTube natürlich veröffentlichten wurden,
 sondern auch von der Staatsbibliothek hier in Berlin
 als Open Access-Dateien ins Repository eingespeist wurden.
 Und das hab ich dann, hab ich gesagt, das find ich ja großartig,
 hab ich da geschrieben zu den Menschen,
 der das bei der Staatsbibliothek verantwortet
 und ob man denn so als Produzent was tun könnte,
 um solche Publikationen in solchen Repositorien zu vereinfachen.
 Und da macht er nö, muss er sich alles mal schraumachen.
 Aber was man verbreiten sollte, und deswegen tu ich das jetzt hier auch mal,
 ist, er sagte, ich müsste alle Akademiker irgendwie dafür sensibilisieren,
 dass Videoaufzeichnungen, nicht nur von Konferenzen,
 sondern eben auch von Experimenten oder auch von Operationen
 jetzt zu publizierbaren Einheiten avanciert sind.
 Mit denen Reputation und symbolisches Kapital zu erwerben ist,
 wie er das formuliert.
 Und das find ich interessant, weil ich war auch neulich,
 da hab ich den Namen vergessen, das müsst ihr noch mal raussuchen,
 auf einer Veranstaltung von so einer Open Access-Initiative,
 die eben genau solche Sachen, Bilder, auch Skulpturen, Videos
 zu zitierbaren Objekten machen wollen.
 Also, die haben so ein Open Source-Repositorium und Technik entwickelt,
 um Fotos von Kapitellen, Fotos von Säulen, 3D-Objekte,
 aber eben auch Videos mit eindeutigen Links zu versehen
 und eindeutigen Ideas zu versehen,
 um sie eben in wissenschaftlichen Arbeiten zitierbar zu machen und zu erfassen.
 Und das find ich insgesamt extrem begrüßenswert.
 Und wenn Videos jetzt auch dazugehören und an Audiodateien dazugehören,
 find ich das ganz großartig.
 Und wie gesagt, der Hinweis auch an alle, die jetzt irgendwie OPs machen
 oder eben Experimente machen, das zu filmen
 und eben in so ein Open Access-Repositorium
 als referenzierbares Objekt reinzugeben,
 das find ich eine ganz großartige Entwicklung.
 Punkt.
 Haben wir noch irgendwas?
 Ich denke, wir haben eine ausführliche Lage der Nation besprochen.
 In diesem Sinne würde ich sagen, vielen Dank fürs Zuhören.
 Genau, wir haben jetzt ordentlich, wir sind jetzt ein paar 1,5 Stunden.
 Das ist so ein bisschen unsere Standardlänge geworden.
 Ja, wir danken ganz herzlich fürs Zuhören, hoffen, hat euch gefallen.
 Wir sind gespannt auf eure Anmerkungen und Kommentare.
 Ganz herzlichen Dank auch noch mal
 für die zahlreichen Reviews und Likes bei iTunes.
 Super, ja. - Das hilft extrem.
 An den Zahlen und an der Sichtbarkeit und auch so an der Kommunikation,
 dass die Präsenz da in dieser zugegebenermaßen merkwürdigen
 iTunes-Hitparade ... - Hitparade.
 Völlig intransparent und Blackbox-mäßig.
 Aber dennoch hilft es.
 Ja, das hilft enorm, das sieht man schon an den Zahlen.
 Wenn euch die Folge gefallen hat, freuen wir uns weiterhin über Sterne
 und eine Review, eine Bewertung auf iTunes.
 Es gibt auch tatsächlich immer mehr Leute, die tatsächlich
 eine Dauerüberweisung einrichten. - Oh, sehr schön.
 Ja, auch ganz herzlichen Dank dafür. Es gehen auch immer Spenden ein.
 Das findet ihr auf Küchenstudio/spenden.
 Wo ihr da auch dann diverse Podcasts findet,
 aber eben auch die Lage der Nation.
 Da gibt's auch einen Link zu PayPal-Button
 und zu der Überweisungsformula.
 Wie gesagt ... - Das Einfachste ist vielleicht einfach
 in den Shownotes.
 Da ist ja oben die Hausmitteilung, da ist der Link auf die Spenden.
 Genau. Da freuen wir uns, weil langfristig das Ziel ist,
 doch da so eine Finanzierung reinzukriegen,
 dass wir uns dann doch mal, weiß was ich,
 ein oder zwei Tage pro Woche Zeit nehmen können,
 um ausführlich die Lage vorzubereiten.
 Momentan, das merkt ihr ja auch, ist das immer noch davon abhängig,
 wie viel haben wir denn grade in anderen Jobs zu tun,
 die einfach momentan eben noch Vorrang haben und haben müssen.
 Und wenn das mehr ist, dann geht das eben von der Zeit für die Lage ab.
 Und wenn wir dann mal ein bisschen mehr Zeit haben,
 dann kann man hier auch mehr vorbereiten.
 Aber das würden wir natürlich gerne.
 Zumindest auf meiner Seite, Ulf ist Richter,
 da gibt's nicht so viel Spielraum, was man da so abknapsen kann.
 Aber auf meiner Seite hab ich doch mehr Spielraum
 und meine Zeiteinteilung.
 Das wär natürlich schön, wenn wir da mehr Zeit für investieren
 und freimachen können.
 In diesem Sinne würd ich sagen, vielen Dank fürs Zuhören.
 Ein schönes Wochenende, gebt ein paar Sternchen
 und ich hoffe auf ganz bald. Tschüss dann, ciao.
